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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Solvency Il, eine Small-Insurance-Box,
die es bereits gibt, Altersvorsorge,
Nachhaltigkeit und die Zinszusatz-
reserve — Dr. Frank Grund auBert sich im
Interview ab Seite 7 zu diesen

und weiteren zentralen Fragen der
Versicherungsaufsicht, die auch Thema
der bevorstehenden Jahreskonferenz
sein werden.

Jeder Mensch in Deutschland hat das
Recht auf ein Basiskonto. Dafur sorgt
seit etwa zwei Jahren das Zahlungskon-
tengesetz (ZKG), das die europaische
Zahlungskontenrichtlinie in deutsches
Recht umsetzt. Die Zahlen der BaFin
sind beachtlich: 566.000 Antrdge auf
Er6ffnung eines Basiskontos haben Ver-
braucher bis Ende Juni 2018 gestellt.
Knapp 15.000 dieser Antrage sind
abgelehnt worden. Diese und wei-

tere Zahlen finden Sie im Beitrag ab
Seite 20, der auch auf die vieldisku-
tierte Frage des angemessenen Entgelts
fur Basiskonten eingeht — und auf die
ZKG-Regelungen zur Entgelttranspa-
renz, die Ende Oktober in Kraft treten.

Der verantwortungsvolle Umgang mit
Finanzprodukten in Herstellung und
Vertrieb ist Gegenstand eines Artikels
ab Seite 23. Er setzt sich mit neuen Vor-
gaben zur Product Governance ausei-
nander, die mit der novellierten Euro-
paischen Finanzmarktrichtlinie (Markets
in Financial Instruments Directive Il —
MIFID Il) und ihrer Umsetzung in deut-
sches Recht am 3. Januar 2018 in Kraft
getreten sind.

IT-Systeme seien heute nicht mehr
nur notwendige Infrastruktur oder
gar bloBer Kostenfaktor, sondern das

Fundament, auf dem kiinftig das Gros
der Geschéafte abgewickelt werde. Das
sagte BaFin-Exekutivdirektor Raimund
Roseler zur BegriiBung der rund 450
Teilnehmer der diesjahrigen BaFin-Ver-
anstaltung ,IT-Aufsicht bei Banken”.
Arne Schénbohm, Prasident des
Bundesamtes flr Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI), lobte die Zusam-
menarbeit mit der BaFin: ,Besser geht
es kaum.” Lesen Sie mehr Gber die Ver-
anstaltung ab Seite 10. Dr. Sabine Reimer,
Leiterin Kommunikation
Rund 350 Teilnehmer waren zum

15. Praxisforum der BaFin erschienen,

Uber das Sie sich ab Seite 14 informie-

ren kénnen. Das Auditorium war erfreu-

lich bunt gemischt: Die Tatsache, dass

Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus

Frankreich, der Schweiz, Osterreich,

Liechtenstein und Luxemburg angereist

waren, zeigt, welche Bedeutung das

Thema Kapitalmarkt und Wirtschaftskri-

minalitat auch international hat.

Eine anregende Lektlre wiinscht lhnen

Cabiny Rovar

Dr. Sabine Reimer

940.900

320
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Unternehmen

Fachbeitrage und Kurzmeldungen
zu aktuellen Aufsichts-
und Abwicklungsthemen

Allgemeine
Sorgfaltspflichten

Deutsche Bank AG:
BaFin ordnet PréaventionsmalBnahmen gegen
Geldwasche und Terrorismusfinanzierung an

Die BaFin hat am 21. September 2018 gegeniiber der
Deutsche Bank AG zur Prévention von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung angeordnet, angemessene interne
SicherungsmaBnahmen zu ergreifen und Allgemeine Sorg-
faltspflichten einzuhalten. Die Anordnung ergeht auf Grund-
lage des § 51 Absatz 2 Satz 1 des Geldwaschegesetzes (GwG).

Um die Umsetzung der angeordneten MaBnahmen zu lber-
wachen, bestellte die BaFin einen Sonderbeauftragten gemaf
§ 45c Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nr. 6 Kreditwesen-
gesetz (KWG). Der Sonderbeauftragte soll Giber den Umset-
zungsfortschritt berichten und diesen bewerten.

Diese Verdffentlichung erfolgt aufgrund § 57 GwG (Anord-
nungen) beziehungsweise § 60b KWG (Bestellung des Sonder-
beauftragten). Der Bescheid ist seit dem 21. September 2018
bestandskraftig.

Eilantrag gegen BaFin
abgelehnt

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main lehnt
Eilantrag der gonetto GmbH ab

Das Verwaltungsgericht Frankfurt am Main hat am

28. September 2018 einen Eilantrag der gonetto GmbH gegen
die BaFin abgelehnt und in diesem Rahmen keine Bedenken
gegen die Rechtsauffassung der Aufsicht zur Auslegung des
Provisionsabgabeverbotes geduBert. Der Versicherungsmakler
hatte beantragt, die BaFin zu verpflichten, keine MaBnahmen
gegenuber Versicherungsunternehmen unter ihrer Aufsicht zu
verhangen, die mit gonetto zusammenarbeiten. Der Beschluss
ist allerdings noch nicht rechtskréftig; der Fortgang des Ver-
fahrens bleibt abzuwarten.

Laut Einschatzung des Gerichts ist der Antrag der gonetto
GmbH bereits mangels Rechtsschutzbedurfnisses unzulassig.
Dem Versicherungsmakler sei schon seit Beginn seiner Tatig-
keit bekannt gewesen, dass die BaFin seine Zusammenarbeit
mit Versicherungen fiir rechtswidrig halte. Darliber hinaus sei
die Absicht der BaFin zum Erlass von Untersagungsverfligun-
gen voraussichtlich auch inhaltlich nicht zu beanstanden, da
vieles dafiir spreche, dass das Geschaftsmodell der gonetto
GmbH gegen das Provisionsabgabeverbot verstoBe.
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https://www.gesetze-im-internet.de/gwg_2017/
http://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/index.html
https://verwaltungsgerichtsbarkeit.hessen.de/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-frankfurt-am-main-best%C3%A4tigt-im-einstweiligen

Solvabilitatsverordnung

Bafin konsultiert Anderungsverordnung zur
Erheblichkeitsschwelle

Die BaFin hat den Entwurf einer Anderungsverordnung zur
Novellierung des § 16 Solvabilitatsverordnung (SolvV) zur
Konsultation gestellt.

Dieser Paragraph soll gedndert werden, um ihn an die neuen
Anforderungen der Delegierten Verordnung (EU) 2018/171
vom 19. Oktober 2017 anzupassen. Damit hatte der euro-
paische Gesetzgeber die Vorgaben fiir die Erheblichkeits-
schwelle fir Uberfallige Verbindlichkeiten festgesetzt, um

im gesamten Europdischen Wirtschaftsraum eine moglichst
weitgehende Angleichung der flir Zwecke der Eigenmittel
fir Institute anwendbaren Ausfalldefinition zu erreichen. Die
gednderten Vorgaben nach § 16 SolvV sollen spatestens ab
dem 31. Dezember 2020 anwendbar sein.

Da es der BaFin aber wichtig ist, den Instituten mdéglichst friih-
zeitig einen verlasslichen Rahmen fir eventuell erforderliche
Anpassungen zu geben, konsultiert sie den Entwurf der Ande-
rungsverordnung bereits jetzt. Stellungnahmen nimmt sie bis
zum 6. November 2018 per E-Mail an
Konsultation-16-18@bafin.de entgegen.

Zielmarkt
BaFin veroffentlicht Auslegungsschreiben

Die BaFin hat ihr Auslegungsschreiben zur Bestimmung
der Anlegergruppe (,Zielmarkt”) in Verkaufsprospekten und
Vermdgensanlagen-Informationsblattern nach dem Vermo-
gensanlagengesetz (VermAnIG) verdffentlicht.

Das Auslegungsschreiben konkretisiert, welche Angaben der
Verkaufsprospekt und das Vermdgensanlagen-Informations-
blatt (VIB) enthalten missen, um die gesetzlichen Mindest-
anforderungen an den Inhalt zu erfillen. Denn seit 3. Januar
2018 ist in Verkaufsprospekten fiir Vermdgensanlagen die
Anlegergruppe anzugeben, auf welche die Vermdgensanlage
abzielt. Dies betrifft vor allem den Anlagehorizont des Anle-
gers und seine Fahigkeit, Verluste zu tragen, die sich aus der
Vermdgensanlage ergeben kénnten.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Auslibung von Optionen
nach der EU-Prospektverordnung und zur Anpassung weiterer
Finanzmarktgesetze am 14. Juli 2018 ist auch eine entspre-
chende Angabe in VIBs zu machen.

Die 6ffentliche Konsultation zum Auslegungsschreiben fand
vom 3. bis 17. August 2018 statt.

BaFinPerspectives

Englische Version der Schriftenreihe auf Homepage
abrufbar

Die BaFinPerspectives, die englische Fassung der ersten
Ausgabe der BaFinPerspektiven, ist auf der Internetseite der
BaFin abrufbar. Die Schriftenreihe beleuchtet strategische
Fragen der Aufsicht und Regulierung aus unterschiedlichen
Blickwinkeln. Die erste Ausgabe widmet sich der Digitalisie-
rung des Finanzsektors.

Zu den Autoren zahlen BaFin-Prasident Felix Hufeld und
Professor Philipp Sandner vom Frankfurt School Blockchain
Center. Professor Stephan Paul von der Ruhr-Universitat
Bochum auBert sich in einem Interview.

Warenderivate
Positionslimits zu Phelix DE Kontrakten

Die BaFin hat Positionslimits zu Phelix DE Kontrakten neu
festgesetzt, da sich die Zahl der offenen Positionen in diesen
Kontrakten seit der letzten Verdffentlichung erheblich gean-
dert hat. Die entsprechenden Allgemeinverfligungen gelten
ab dem 10. Oktober. Marktteilnehmer hatten bis zum 5. Okto-
ber Gelegenheit, zu den Entwirfen Stellung zu nehmen.

Bereits am 7. Februar 2018 hatte die BaFin Allgemeinverfi-
gungen zu Phelix DE Kontrakten veroffentlicht.

MaRisk

BaFin veroffentlicht englische Ubersetzung

Die novellierte Fassung der Mindestanforderungen an das
Risikomanagement (MaRisk) gibt es nun auch in englischer
Sprache. Die BaFin hat die Ubersetzung auf ihrer Homepage
veroffentlicht.

Das Uberarbeitete Rundschreiben war am 27. Oktober 2017
veroffentlicht worden (siehe BaFinJournal November 2017).
Die BaFin hatte es in Abstimmung mit der Deutschen Bun-
desbank an neue européische und internationale Vorgaben
angepasst.

Dariber hinaus sind Erfahrungen in die MaRisk-Novelle einge-
flossen, die BaFin und Bundesbank bei der téglichen Aufsicht
und bei Prifungen gemacht haben. Wesentliche Neuerungen
betreffen die Datenaggregation, Risikoberichterstattung,
Risikokultur und Auslagerung.
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http://www.gesetze-im-internet.de/solvv_2014/
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https://www.bafin.de/dok/10453418
https://www.bafin.de/dok/10453418
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/2017/rs_1709_marisk_ba.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/EN/Meldung/2018/meldung_181015_veroeffentlichung_marisk_englisch_en.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/EN/Meldung/2018/meldung_181015_veroeffentlichung_marisk_englisch_en.html
https://www.bafin.de/dok/10202048

Geldwaschebekampfung
Programm zur BaFin-Konferenz veroffentlicht

Am 12. Dezember richtet die BaFin in Bonn ihre ,Fach-
tagung Geldwasche und Terrorismusfinanzierung” aus (siehe
BaFinJournal Juli 2018). Veranstaltungsort ist der Plenarsaal im
World Conference Center (WCCB).

In mehreren Vortragen und einer Podiumsdiskussion stehen
vor allem Auslegungs- und Anwendungshinweise der BaFin
zum Geldwaschegesetz (GwG) im Mittelpunkt, aber auch
erste Praxiserfahrungen mit dem neuen GwG und die kiinf-
tige Ausrichtung der Geldwdschebekdmpfung. Nach der
BegriBung durch Exekutivdirektor Dr. Thorsten Potzsch wer-
den BaFin-Experten Auslegungs- und Anwendungshinweise
der BaFin zum neuen GwG erldutern, die in Kirze veroffent-
licht werden sollen. Weitere Themen sind die Umsetzung der
flinften Geldwascherichtlinie, Erfahrungen mit dem GwG aus
Prifer- und Praxissicht sowie Aktuelles aus Sicht der Financial
Intelligence Unit (FIU). Bei der abschlieBenden Paneldiskus-
sion nehmen Vertreter der Industrie und der BaFin Fragen
der kiinftigen Ausrichtung der Geldwaschebekampfung in
den Blick. Schwerpunkte sind Entwicklungen im europdischen
Kontext, ein risikoorientierter Ansatz bei der Aufsicht und die
Digitalisierung.

Die Veranstaltung richtet sich vorrangig an Unternehmen
(Geldwaschebeauftragte), die unter der Aufsicht der BaFin
stehen, und an deren Branchenverbande. Das detaillierte
Programm ist auf der Internetseite der BaFin veroffentlicht.
Dort kdnnen sich Interessierte auch tber ein Online-Formular
anmelden. Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos,
die Zahl der Platze jedoch begrenzt. Zu- und Absagen versen-
det die BaFin Anfang November.

Auf einen Blick

Anstehende Termine

30. Okt

13. Nov

19. Nov

26. Nov

12. Dez

Abwicklungs-Konferenz, Frankfurt a. M.

Jahreskonferenz der
Versicherungsaufsicht, Bonn

Transparenzworkshop, Frankfurt a. M.

Workshop zur Integration von
ESG-Faktoren ins Risikomanagement
von Versicherern

Fachtagung Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung, Bonn
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https://www.bafin.de/dok/10976644
https://www.bafin.de/dok/10547410
https://www.bafin.de/dok/10547410
https://www.bafin.de/dok/10882964
https://www.bafin.de/dok/11134064
https://www.bafin.de/dok/11184512
https://www.gesetze-im-internet.de/gwg_2017/
https://www.bafin.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Servicesuche_Formular.html?cl2Categories_Thema=Geldwaeschebekaempfung
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L0843&from=DE
http://www.zoll.de/DE/Fachthemen/FIU/fiu_node.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/181212_konferenz_geldwaesche.html?nn=9021442
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/181212_konferenz_geldwaesche.html?nn=9021442

Dr. Frank Grund, BaFin-Exekutivdirektor Versicherungs- und Pensionsfondsaufsicht, im Gespréch

Interview

Eine Small-Insurance-Box gibt es bereits — Dr. Frank Grund
zu Solvency Il und weiteren Themen der bevorstehenden

Jahreskonferenz

Mit Blick auf die Jahreskonferenz der Versicherungs-
aufsicht am 13. November (siehe Infokasten Seite 8) hat das
BaFinJournal Exekutivdirektor Dr. Frank Grund zur Altersvor-
sorge, nachhaltigen Investments, Solvency Il und anderen
aktuellen Fragen interviewt.

Warum ist die Altersvorsorge ein so wichtiges Thema

auf der Agenda der diesjdhrigen Jahreskonferenz?

Die Altersvorsorge in Deutschland wird neben der gesetz-
lichen Rente zum Uberwiegenden Teil von Versicherungs-

gesellschaften und Pensionskassen getragen. Als Aufsichts-
behorde sehen wir seit Jahren, dass diese Unternehmen von
der Niedrigzinsphase besonders betroffen sind. Sie haben den
Kunden zum Teil hohe Garantien versprochen, die sie heute
nicht mehr ohne weiteres erwirtschaften kénnen. Zudem

sind im Lebensversicherungssektor viele neue Formen von
Altersvorsorgeprodukten entstanden. Sie haben oft gemein-
sam, dass sie das Kapitalanlagerisiko zumindest teilweise auf
den Kunden Ubertragen. Somit gibt es genug Griinde, am

13. November Uber die Altersvorsorge zu sprechen.
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Wie ist es um die Anbieter von betrieblichen
Altersvorsorgeprodukten in Deutschland bestellt?

Trotz der Herausforderungen im Niedrigzinsumfeld sind die
Versicherer und auch die Einrichtungen der betrieblichen
Altersvorsorge (EbAVs) im Grunde gut aufgestellt. Die deut-
schen Versicherer weisen im internationalen Vergleich hohe
Solvenzraten auf, und viele EbAVs haben die erforderliche
Unterstlitzung ihrer Trdgerunternehmen oder Aktionare. Wir
schauen aber auf einzelne Unternehmen genauer, wenn die
individuelle Situation das erfordert.

Wie hoch ist das Interesse in der Branche an dem zum

1. Januar 2018 eingefiihrten Betriebsrentenstirkungs-
gesetz?

Mit dem Betriebsrentenstarkungsgesetz hat der Gesetzgeber
zum Jahresanfang die reine Beitragszusage eingefiihrt. Sie
sieht keinerlei Garantiezusagen vor, daflr kann die Kapital-
anlage freier und langfristig ertragreicher erfolgen. Das ist ein
Novum und erfordert von Gewerkschaften und Arbeitgebern
die bewusste Entscheidung, den Versorgungsberechtigten
eine hohere Altersversorgungsleistung in Aussicht zu stellen,
die aber womdglich schwanken kann, weil die Garantie

einer durchfiihrenden Einrichtung fehlt. Wir haben in vielen
Gesprachen ein deutliches Interesse bei Lebensversicherern,
Pensionskassen und Pensionsfonds als moglichen Anbietern
festgestellt, ebenso auf Seiten der Tarifparteien. Gleichwohl ist
bislang noch kein Tarifvertrag iber die reine Beitragszusage
zustande gekommen.

Wie ist der Stand der Dinge beim PEPP, dem paneuropii-
schen Altersvorsorgeprodukt?

Uber das Pan-European Pension Product (PEPP) gibt es der-
zeit noch intensive Diskussionen auf europaischer Ebene.
Eine konkrete Umsetzung in Deutschland ist noch nicht zu
erkennen. Mir erscheint es besonders wichtig zu betonen,
dass das PEPP ein Altersvorsorgeprodukt bleibt. Der Aspekt
einer lebenslangen Rentenzahlung sollte deutlichen Vorrang
gegenlber der Auszahlung eines Sparbetrags auf einen

Hinweis

Die diesjahrige Jahreskonferenz der Versicherungs-
aufsicht findet am 13. November in Bonn statt. Das
Programm der Veranstaltung unter dem Titel ,Neue
Herausforderungen fir Aufsicht und Branche” hat
die BaFin auf ihrer Internetseite veroffentlicht (siehe
BaFinJournal September 2018). Die Veranstaltung
richtet sich unter anderem an beaufsichtigte Versi-
cherungsunternehmen und Pensionsfonds, Verbande,

Schlag haben. Sonst mlsste man PEPP umbenennen in PEIP
fur ,Pan-European Investment Product”.

Stehen nachhaltige Investments und langfristige
Verbindlichkeiten bei Versicherungsgesellschaften im
Widerspruch zueinander oder erganzen sie sich?
Langfristige Investments sind fiir Versicherungsunternehmen
vornehmlich dann sinnvoll, wenn sie auch langfristige Ver-
bindlichkeiten in ihrer Bilanz haben. Insofern kénnen sich
nachhaltige Anlagen, die oftmals langfristig sind, und die
langfristigen Verbindlichkeiten der Branche durchaus ergén-
zen. Fur Versicherer muss aber immer das richtige Risiko-
management der MalBstab bleiben.

Wann ist mit einer gesetzlichen Definition von
Nachhaltigkeit zu rechnen und was versteht die BaFin
unter Nachhaltigkeit?

Wir Aufseher missen uns keine eigene Nachhaltigkeits-
definition ausdenken. Gespannt warten wir darauf, wie die von
der EU-Kommission eingesetzte High-Level-Experts-Group,

in der zum Beispiel auch die europaische Versicherungs-
aufsichtsbehorde EIOPA vertreten ist, nachhaltige Investments
definieren wird. In der derzeitigen Praxis orientieren wir uns
furs Erste an den jeweiligen Nachhaltigkeitsdefinitionen der
Unternehmen. Das ist auf Dauer aber unbefriedigend.

Wie sind lhre ersten Erfahrungen nach Einfiihrung der
VAIT, der Versicherungsaufsichtlichen Anforderungen an
die IT?

Wir haben im Rahmen der Erarbeitung des VAIT-Rund-
schreibens und in der Konsultationsphase viel Feedback
erhalten — oft gut, manchmal gemischt. Das zeigt das
Spannungsfeld zwischen fortschreitender Digitalisierung in
den Unternehmen und dem Erfordernis, dafiir dann auch eine
wirksame Governance vorzuhalten. Denn am Ende sind die
Geschéftsleitungen fur die IT-Sicherheit verantwortlich. Der
Dialog zwischen Aufsicht und Branche hat zu erhdhter Sensi-
bilitdt bei allen Beteiligten geflhrt, zugleich das Verstandnis

Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht

Verbraucherschutzverbande, Wissenschaft und Auf-
seher. Zu den Gasten zédhlen Dr. Gerhard Schick von
Biindnis 90/Die Griinen, Bettina Stark-Watzinger von der
FDP, Dr. Gabriel Bernardino, der Vorsitzende der europai-
schen Versicherungsaufsichtsbehorde EIOPA, und Profes-
sor Bernd Raffelhiischen, Experte fiir Finanzwissenschaft
an den Universitaten Freiburg und Bergen. Anmeldungen
sind nicht mehr méglich.
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https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/2018/rs_18_10_vait_va.html
https://www.bafin.de/dok/10547410
https://www.bafin.de/dok/11490404

gescharft und war daher sehr wertvoll. Die gesammelte
Erfahrung wird den Unternehmen den Umgang mit den
VAIT kiinftig sicher weiter erleichtern. Die Umsetzung der
VAIT-Prinzipien in den Versicherungsunternehmen wird sich
die BaFin in der nachsten Zeit ansehen, beispielsweise auch
bei ortlichen Prifungen.

Wie hoch schitzen Sie die Wahrscheinlichkeit ein, dass
die Wertschopfungskette der Versicherer durch Fintechs
aufgebrochen wird?

Eine Disruption ist bislang ausgeblieben. Natirlich haben
Fintechs die Digitalisierung befligelt. Aber mittlerweile ver-
bessern nahezu alle Versicherer von sich aus ihr digitales
Angebot, und es kommt vor, dass sich Versicherer an Fintechs
beteiligen. Bigtechs ziehen es derzeit vor, Versicherungsunter-
nehmen ihre Dienstleistungen, wie etwa Cloudservices, anzu-
bieten.

Wie wahrscheinlich ist es in diesem Zusammenhang,

dass Versicherungsunternehmen kiinftig zu reinen Risiko-
tragern werden?

Risiko zu tragen ist das Wesensmerkmal jeder Versicherungs-
gesellschaft. Aber wer das Risiko tragt, muss es am Ende
auch immer beherrschen, damit die Belange der Versicherten
gewabhrt bleiben. Darauf werden wir achten. Wie weit das
Outsourcing gehen und wie sich die Unternehmenslandschaft
dadurch weiterentwickeln wird, bleibt abzuwarten. Essentiell
ist dabei nur, dass das ausgliedernde Unternehmen die Kon-
trolle behalt. Bei verniinftig gemanagten Ausgliederungen
oder Aufsplittungen der Wertschdpfungskette sehe ich kein
Problem.

Der Bericht des Bundesministeriums der Finanzen zur
Anwendung des Proportionalitidtsprinzips nach
Solvency Il hat gezeigt, dass das neue Aufsichtssystem
gerade kleine oder mittlere Versicherungsunternehmen

Auch 2018 findet die Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht
in Bonn statt.

vor groB3e Herausforderungen stellt. Besteht Bedarf fiir
eine Small-Insurance-Box?

Diese Small-Insurance-Box gibt es bereits. Solvency I gilt
grundsétzlich nur fir Unternehmen, die gewisse Schwellen-
werte erreichen, wie zum Beispiel fiinf Millionen Euro Prémien
pro Jahr. Und auch Versicherer, die dariiber liegen, missen
viele Anforderungen nur entsprechend der Art, dem Umfang
und der Komplexitét ihrer Risiken anwenden. Einen One-Size-
fits-all-Ansatz gibt es nicht.

Zum Schluss eine Frage zur Zinszusatzreserve. Wie beur-
teilen Sie die Folgen eines méglichen langsameren Auf-
baus, wie ihn das Bundesfinanzministerium vorschlagt?
Den vorgelegten Entwurf erachten wir als sachgerecht und
geboten. Es ist eine notwendige Korrektur einer zu scharfen
Kalibrierung. Durch diese Korrektur werden die Unternehmen
nicht GUberfordert, und die Kunden profitieren davon.

Herr Dr. Grund, wie danken lhnen fiir das Interview.
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[T-Aufsicht

Am 27. September fand zum fiinften Mal die BaFin-
Konferenz zum Thema ,IT-Aufsicht bei Banken” statt.
Die Veranstaltung in Frankfurt war dreifach tberbucht.

.Die IT-Systeme sind heute nicht mehr nur notwendige Neben externen Referenten der Deutschen Bundesbank und
Infrastruktur oder gar bloBer Kostenfaktor. Sie sind das Fun- der Europdischen Zentralbank hatte die BaFin Arne Schon-
dament, auf dem kiinftig das Gros der Geschafte abgewickelt bohm als Key Note Speaker gewonnen, den Prasidenten
wird." Schon in seiner BegriiBungsrede vor rund 450 Ver- des Bundesamtes fir Sicherheit in der Informationstechnik
treterinnen und Vertretern von Banken, Finanzdienstleistern, (BS)). Die organisierte Kriminalitdt mache mehr Gewinne mit
Verbanden und Behdrden unterstrich BaFin-Exekutivdirektor Cybercrime als mit Drogen, und die zehn meistgenutzten
Raimund Roseler die immense Bedeutung funktionierender Softwareprodukte im Jahr 2017 enthielten Uber eintausend
und sicherer IT-Systeme. Sicherheitsliicken, berichtete Schénbohm. Der Wandel der
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Exekutivdirektor Raimund Réseler bei der BaFin-Konferenz ,IT-Aufsicht bei Banken”.

Bedrohungslage sei eine Herausforderung fir alle. Cyber-
Angriffe seien heute komplexer und mehrdimensional, die
Angreifer professioneller. Im weiteren Verlauf seiner Anspra-
che lobte Schénbohm die Zusammenarbeit mit der BaFin:
.Besser geht es kaum.” Schénbohm erwéhnte beispielhaft den
gemeinsamen Brief beider Behdrden vom 3. August zu
bankaufsichtlichen Anforderungen an die IT Kritischer Infra-
strukturen im Finanzsektor.

Sektorweite Erkenntnisse

Jens Obermoller, Referatsleiter in der Gruppe IT-Aufsicht,
gab eingangs einen Uberblick tiber die aktuellen Arbeits-
schwerpunkte der Gruppe und erlduterte deren organisatori-
schen Aufbau. Im Anschluss stellte er Erkenntnisse aus den
bei der BaFin eingehenden Incident-Meldungen vor (siehe

Hinweis
Vortrage

Die Vortrage der Veranstaltung sind auf der Internet-
seite der BaFin abrufbar.

Definition
Incident Meldewesen

Zahlungsdienstleister sind nach dem Zahlungsdienste-
aufsichtsgesetz (ZAG, siehe Infokasten Seite 13)

seit dem 13. Januar 2018 verpflichtet, die BaFin
unverzuglich Gber schwerwiegende Betriebs- und
Sicherheitsvorfalle (Incidents) zu unterrichten. Diese
Regelung ersetzt die bisherige Meldepflicht gemaR
Nr. 3.2 der Mindestanforderungen an die Sicherheit
von Internetzahlungen (MaSl), die im November 2015
in Kraft trat.

Infokasten). Er machte deutlich, dass ein wesentlicher Teil der
gemeldeten IT-Vorfalle auf Ursachen zurtickzufiihren sei,

die im Bereich der Cyber-Hygiene liegen, etwa unzurei-
chende Tests und fehlerhafte Konfigurationen. Dieser

Befund sei tGber die Jahre stabil und werde auch von anderen
Aufsichtsbehorden bestatigt. Die BaFin werde sich daher
kinftig starker Fragen der Resilienz der IT-Systeme und der
Krisenreaktion widmen.
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Definition
Cloud-Computing

Beim Cloud-Computing werden IT-Ressourcen nicht
innerhalb des Unternehmens betrieben, sondern durch
einen externen Dienstleister — in der Regel iber ein
internetbasiertes, dynamisch nutzbares System. Die
beaufsichtigten Unternehmen haben bei der Nutzung
von Cloud-Computing die jeweiligen aufsichtsrechtli-
chen Anforderungen an Auslagerungen (Kreditinstitu-
te) beziehungsweise Ausgliederungen (Versicherungs-
unternehmen) einzuhalten.

Cloud-Computing

In den Mittelpunkt ihres Vortrags zu Cloud-Computing (siehe
Infokasten) stellte Ira Steinbrecher, Leiterin eines weiteren
Referates der Gruppe IT-Aufsicht, eine Orientierungshilfe, in
der BaFin und Bundesbank ihre aufsichtliche Einschatzung zur

Auslagerung an Cloud-Anbieter darlegen und verdeutlichen,
welche damit verbundenen aufsichtsrechtlichen Anforderun-
gen beachtet werden miissen. Wichtig dabei: In der Orientie-
rungshilfe, die in den kommenden Wochen veréffentlicht wer-
den soll, werden keine neuen Anforderungen formuliert (siehe
BaFinJournal April 2018).

BAIT

Einen Bogen von den Zielen und Grundprinzipien der BAIT,
der Bankaufsichtlichen Anforderungen an die IT (siehe
BaFinJournal Januar 2018), tber erste Eindriicke in der
Prifungspraxis bis hin zur Weiterentwicklung der Anforderun-

gen spannten Renate Essler und Dr. Michael Paust von der
Deutschen Bundesbank. Essler berichtete, dass BaFin und
Bundesbank dem stetigen und hohen Diskussions- und
Kommunikationsbedarf mit der Aufsicht unter anderem mit
zahlreichen Vortrdgen begegnet seien. Paust berichtete
zudem anhand von Beispielen von ersten Erfahrungen bei der
Prifung. So stlinden bei der IT-Strategie neben dem Strate-
gieprozess auch Konsistenz, Mindestinhalte, Uberpriifbarkeit
der Zielerreichung oder Berichterstattung im Fokus. Ein
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Definition
BAIT

Die Bankaufsichtlichen Anforderungen an die IT (BAIT)
interpretieren — ebenso wie die Ende Oktober 2017
novellierten Mindestanforderungen an das Risiko-
management (MaRisk, siehe BaFinJournal November
2017 und BaFinPerspektiven Ausgabe 1| 2018) — die
gesetzlichen Anforderungen des § 25a Absatz 1 Satz

3 Nrn. 4 und 5 Kreditwesengesetz (KWG). Da die
Institute immer mehr IT-Dienstleistungen von Dritten
in Anspruch nehmen, etwa weil sie IT-Dienstleistungen
auslagern, beziehen die BAIT auch den § 25b KWG in
diese Interpretation ein. Dort wird unter anderem der
Umgang mit der Auslagerung von Aktivitaten und
Prozessen geregelt.

wichtiger Meilenstein bei der Weiterentwicklung der BAIT sei
die Erganzung um das Kapitel 9. ,Kritische Infrastrukturen”
gewesen. Im nachsten Schritt solle ein IT-Notfallmanagement
erganzt werden.

Rund 450 Teilnehmer bei der diesjéhrigen IT-Konferenz

Abgerundet wurde das Thema BAIT durch den Vortrag von
Rainer Englisch, Deutsche Bundesbank, Hauptverwaltung in
Bayern. Er berichtete Uber die BAIT-Anforderungen zum Ein-
satz individueller Datenverarbeitung (IDV) und entsprechende
Beobachtungen aus der IT-Priifungspraxis. Vorteile der IDV
sieht Englisch in der hohen Flexibilitdt. Kurzfristige Anforde-
rungen kénnten damit einfach umgesetzt werden. Die Fehler-
quote sei aber hoher, zudem wirden die Fehler spater erkannt
und die Entwicklung der Software werde oft unzureichend
dokumentiert.

Sicherheit nach dem ZAG

Tobias Schmidt und Dr. Felix Strassmair-Reinshagen, beide
Gruppe IT-Aufsicht, riickten die Sicherheit im Zahlungsverkehr
nach dem Inkrafttreten des novellierten Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetz (ZAG) in den Fokus (siehe BaFinJournal Januar
2018). Im Einzelnen gingen sie auf wichtige Meilensteine der
Umsetzung ein, erlduterten die Starke Kundenauthentifizie-
rung (SKA) anhand praktischer Beispiele und erklarten, was
beim Zugang fiir Dritte Zahlungsdienstleister zu beachten ist.

Definition
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz

Das neue Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) ist
am 13. Januar 2018 in Kraft getreten. Es setzt den
aufsichtsrechtlichen Teil der Zweiten Zahlungsdienste-
richtlinie (siehe BaFinJournal Méarz 2016), auch bekannt
als PSD 2 (Payment Service Directive 2), in deutsches
Recht um. Die PSD 2 und das novellierte ZAG dienen
dem Zweck, die fortschreitende Digitalisierung im
Zahlungsverkehr rechtlich zu erfassen und durch eine
starkere Konturierung der Ausnahmetatbestande eine
europaweit einheitliche Auslegung und Anwendung
der Vorschriften zu fordern. Dadurch soll der Wettbe-
werb gestarkt, die Sicherheit von Zahlungsdiensten
erhoht und der Schutz der Verbraucher verbessert

werden.

Ansatz der Européischen Zentralbank

Claus Sengler vom Einheitlichen Aufsichtsmechanismus

SSM (Division Centralised on-site Inspections) schilderte den
Ansatz der Europaischen Zentralbank (EZB) bei der IT-Auf-
sicht Uber die bedeutenden Institute. Man wolle das Rad nicht
neu erfinden, sondern die besten Praktiken (best practices)
anwenden, sagte er. Sengler hob hervor, dass die EZB dabei
mit vielen anderen Institutionen kooperiere: mit den nationa-
len Aufsehern der Eurozone, mit Aufsehern auBerhalb Euro-
pas, mit der Industrie und mit der Europaischen Bankenauf-
sichtsbehdrde EBA. SchlieBlich skizzierte Sengler, wie die EZB
das IT-Risiko kategorisiere.

Hinweis
Termin 2019

Die nachste Konferenz ,IT-Aufsicht bei Banken” findet
am 12. September 2019 in Bonn statt.
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Algorithmen als

Tater

Am 19. und 20. September veranstaltete die BaFin
in Frankfurt am Main ihr 15. Praxisforum Wirtschafts-

kriminalitat und Kapitalmarkt.

,Die Teilnahme der Kolleginnen und Kollegen aus unse-
ren Nachbarlandern Frankreich, Schweiz, Osterreich, Liechten-
stein und Luxemburg zeigt, welche Bedeutung das Thema
Kapitalmarkt und Wirtschaftskriminalitat auch international
hat", sagte Susanne Bergstrasser, BaFin-Abteilungsleiterin
Markttiberwachung und Marktinfrastruktur, in ihrer Begri-
Bungsansprache (siehe Infokasten ,Vortrage”, Seite 15). Die
intensive Zusammenarbeit von Strafverfolgern und Auf-
sichtsbehorden gewinne besonders bei den technologischen

Innovationen an Bedeutung, flgte sie hinzu und verwies auf
die Warnung der BaFin vor nicht lizenzierten Anbietern bei
Internet-Handelsplattformen.

Rund 350 Vertreterinnen und Vertreter von Polizei und Staats-
anwaltschaft nahmen am ersten Veranstaltungstag des
Forums im Kap Europa teil und verfolgten die dort prasentier-
ten Praxisfélle mit groBem Interesse. Unter anderem schil-
derte Gabriele Klein-Gleissinger, Abteilungsleiterin Markt- und

GroBer Zuspruch: 350 Gdiste kamen zum Praxisforum nach Frankfurt am Main.
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Veranstaltungshinweis

Praxisforum

Das 16. Praxisforum findet am 26. und 27. September
2019 statt.

Borseaufsicht bei der &sterreichischen Finanzmarktaufsicht
(FMA), wie ihre Behorde einem Fall von Marktmanipulation,
bei dem ein Algorithmus die Entscheidungen traf, auf die
Spur kam und welche Konsequenzen die RegelverstdBe nach
sich zogen. Zuvor hatte Michael Zollweg, Leiter der Handels-
Uberwachungsstelle der Frankfurter Wertpapierborse und der
Eurex Deutschland, dem Auditorium erklart, wie algorithmi-
scher Handel funktioniert, und an die ,gute alte Zeit" erinnert,
den klassischen Parketthandel der siebziger Jahre.

Bekdampfung von Geldwasche

Was Compliance leisten muss und wie sich VerstoBe gegen
die Vorschriften auswirken, stellten Jan Rittershofer und
Theresa Diel, Experten der Wertpapieraufsicht der BaFin, in
den Mittelpunkt ihres Vortrags. In den ,Mindestanforderun-
gen an die Compliance-Funktion und weitere Verhaltens-,
Organisations- und Transparenzpflichten — MaComp” (siehe
BaFinJournal Mai 2018) hat die BaFin ihre Verwaltungspra-
xis zu den Vorgaben aus der zweiten europaischen Finanz-
marktrichtlinie (Markets in Financial Instruments Direktive —

MiFID 1l) dargelegt.

Dominic Steinrode vom Bundesministerium der Finanzen
erlauterte Grundlagen und Ziele der Nationalen Risikoanalyse
(NRA) auf dem Gebiet der Bekampfung von Geldwasche

und Terrorismusfinanzierung. Im Anschluss an seinen Vor-
trag berichtete Christof Schulte, Leiter der Financial Intelli-
gence Unit (FIU), wie sich die Prozesse bei der Bearbeitung
von Verdachtsmeldungen eingespielt haben, welche Verfahren
Anwendung finden und wie der Personalaufbau voran geht.

Interessante Seminare

Am zweiten Veranstaltungstag standen Workshops zu unter-
schiedlichen Themen zur Auswahl. Gemeinsam mit den Teil-
nehmenden diskutierten die BaFin-Experten Uber aktuelle
Fragen der Zusammenarbeit bei der Verfolgung unerlaubter
Geschéfte, neue Risiken der digitalen Wirtschaftskriminali-
tat, die Schwierigkeiten im Umgang mit Insiderinformationen
und die neuen Mdglichkeiten fiir die Analyse von Marktmiss-
brauchsfallen.

Hinweis
Vortrage

Entgegen ihrer sonstigen Praxis bei anderen Veran-
staltungen veroffentlicht die BaFin die Vortrage des
Praxisforums nicht, da es sich hierbei um vertrauliche
Informationen handelt.

Fur zwei Workshops hatte die BaFin externe Referenten ein-
geladen. Holger Schieder von der Handelstiberwachungsstelle
der Frankfurter Wertpapierbérse (HUSt) gab einen Uberblick
Uber die Entwicklung des Bérsenhandels in den vergange-
nen 20 Jahren, den Wandel der Betrugs- und Manipulations-
falle sowie die sich verdndernden Anforderungen an Uber-
wachungssysteme und Arbeitsweisen.

Mit den rechtlichen Vorausset-
zungen der Einziehung von
Tatertréagen durch das Tatgericht
befasste sich das von Dr. Marcus
Kohler (Richter am Bundesge-
richtshof, 5. Strafsenat) und Prof.
Dr. Thomas Rénnau (Lehrstuhl fir
Strafrecht, Wirtschaftsstrafrecht
und Strafprozessrecht, Bucerius
Law School Hochschule fur
Rechtswissenschaft gGmbH)
geleitete Seminar. Kéhler und
Rénnau erlduterten das bei der
strafrechtlichen Vermogensab-
schépfung geltende Bruttoprinzip
und stellten dar, wie sich der
Tatertrag in Fallen des Insider-
handels und der Marktmanipula-
tion bestimmt.
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Verbraucher

Informationen fur Bankkunden,
Anleger und Versicherungsnehmer

Sicherungssysteme
BaFin aktualisiert Broschtire fir Verbraucher

Gerat eine Bank oder ein Wertpapierhandelsunternehmen
in Zahlungsschwierigkeiten, schiitzen Einlagensicherung und
Anlegerentschadigung — in gewissem Umfang — Guthaben
und Forderungen der Kunden. Ahnliches gilt fiir Lebens- und
private Krankenversicherer. Die Vertrage mit ihnen sind eben-
falls abgesichert und werden weitergefihrt.

Einzelheiten dazu und zum Schutz von Einlagen bei der
Abwicklung einer Bank erfahren Verbraucher in der Broschire
.Schieflage einer Bank oder eines Versicherers®, die die BaFin

auf ihrer Internetseite bereithalt (siehe BaFinJournal Juli 2017).

Diese Broschure hat die BaFin nun aktualisiert. Hintergrund
ist eine europaische Richtlinie, die eine Anderung des Ranges
unbesicherter Schuldtitel in der Insolvenzrangfolge vor-
schreibt. Der deutsche Gesetzgeber hat die neuen Vorgaben
in § 46f Abséatze 6 bis 9 Kreditwesengesetz (KWG) umgesetzt,
die zum 21. Juli in Kraft getreten sind.

Bessere Abwicklungsfihigkeit

Die europaéische Richtlinie soll die Abwicklungsfahigkeit sys-
temrelevanter Institute verbessern. Solche Institute mussen
fur den moglichen Fall ihrer Abwicklung ausreichend Ver-
lusttragungs- und Rekapitalisierungskapazitaten vorhalten,
damit ihre kritischen Funktionen im Krisenfall ohne Einsatz
offentlicher Mittel oder Gefahrdung der Finanzmarktstabilitat

aufrechterhalten werden kénnen. Nach der Richtlinie sollen
die Institute bestimmte unbesicherte Schuldtitel innerhalb
der Haftungskaskade so einstufen konnen, dass sie bei einer
Abwicklung nachrangig zu behandeln sind. Dadurch wird
transparent, in welcher Reihenfolge Glaubiger an Verlusten zu
beteiligen sind. Des Weiteren minimiert dies die Gefahr, dass
Glaubiger durch eine Abwicklung schlechter gestellt werden,
als es bei einem regularen Insolvenzverfahren der Fall ware.

Rechtslage in Deutschland

In Deutschland wurde bereits zum 1. Januar 2017 eine
Regelung eingefiihrt, die anordnete, dass im Insolvenzfall
bestimmte unbesicherte, nicht nachrangige Schuldtitel von
Kreditinstituten vor anderen ebenfalls unbesicherten, nicht
nachrangigen Verbindlichkeiten zur Tragung von Verlusten
herangezogen werden.

Mit der seit dem 21. Juli 2018 geltenden Neuregelung des
KWG hat der deutsche Gesetzgeber aufgrund der Vorgaben
des europaischen Rechts nunmehr bestimmt, dass die Nach-
rangigkeit der Schuldtitel nur dann eintritt, wenn der Emittent
ausdrucklich auf die Behandlung der Papiere im Insolvenz-
fall hinweist und damit Transparenz fuir den Anleger schafft.
Ordnet die BaFin im Rahmen einer Abwicklung eines Kredit-
instituts an, dass Glaubiger Verluste tragen missen, gilt die
Regelung fir die Reihenfolge der Haftung analog. Schuld-
titel, die vom bisherigen Absatz 6 Satz 1 KWG erfasst waren
und vor Inkrafttreten der Neuregelung begeben worden sind,
behalten ihren Sonderrang.
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BaFin-Verbraucherbeirat
Erste Sitzung in neuer Besetzung

Am 28. September 2018 tagte der Verbraucherbeirat der
BaFin in Frankfurt am Main in neuer Besetzung: Elf der zwolf
Mitglieder des Gremiums hatte zuvor das Bundesfinanzminis-
terium neu bestellt, da die Amtszeit fiir Beiratsmitglieder fiinf
Jahre betragt. Lediglich der Vertreter des Ombudsmanns der
privaten Banken wurde nicht neu bestellt, weil er als Nach-
folger eines ausgeschiedenen Mitglieds erst 2016 berufen
worden war.

Der Beirat berat die BaFin bei der Erflllung ihrer Aufsichts-
aufgaben aus Sicht der Verbraucher. Das 2013 gegriindete
Gremium setzt sich aus drei Vertretern der Wissenschaft, vier
Vertretern von Verbraucher- und Anlagerschutzorganisationen
und drei Mitarbeitern auBergerichtlicher Streitschlichtungs-
systeme sowie je einem Vertreter des Bundesministeriums

der Justiz und fiir Verbraucherschutz und der Gewerkschaften
zusammen.

Der neu besetzte Verbraucherbeirat wahlte aus dem Kreis
seiner Mitglieder erneut Dorothea Mohn vom Verbraucher-
zentrale Bundesverband e.V. zur Vorsitzenden des
Gremiums.

Mitglieder des Verbraucherbeirats der BaFin

Deutsche Schutzvereinigung fiir

Jella Benner-Heinacher Wertpapierbesitz e.V.

Fachbereich Rechtswissenschaft,
Europa-Universitat Viadrina,
Frankfurt an der Oder

Prof. Dr. Christoph
Brommelmeyer

Fachbereich Rechtswissenschaft,

Prof. Dr. Petra Buck-Heeb Leibniz Universitat Hannover

Dr. Peter Frellesen Ombudsmann der privaten Banken

Maximilian Fuhrmann Deutscher Gewerkschaftsbund

Andrea Heyer Verbraucherzentrale Sachsen e.V.

Prof. Dr. Glnter Hirsch Versicherungsombudsmann e.V.

Stephan Kihnlenz Stiftung Warentest

Gabriele Meister Schlichtungsstelle Bausparen

Dorothea Mohn Verbraucherzentrale Bundesverband e.V.

Bundesministerium der Justiz und fir

Dr. Erich Paetz Verbraucherschutz

Fachbereich Wirtschaftswissenschaften,

Prof. Dr. Peter Rott Universitat Kassel

Stand: September 2018

Anleger

World Investor Week:
Broschiren in Leichter Sprache veroffentlicht

Die BaFin hat, wie angekiindigt, zum Start der diesjahri-
gen World Investor Week, einer weltweiten Aktionswoche fir
Anleger, zwei neue Broschiiren in Leichter Sprache veroffent-
licht: ,Das kleine ABC in Leichter Sprache: Versicherungen”
und ,Das kleine ABC in Leichter Sprache: Banken”. Beide sind
auf www.bafin.de abrufbar.

Am Dienstag, 2. Oktober, haben BaFin-Experten im Rahmen
der Aktionswoche zudem an einem Digitalen Stammtisch

des Digital Kompass teilgenommen und altere Verbraucher
per Videoibertragung tber das Thema ,Big Data und
kunstliche Intelligenz” (siehe BaFinJournal Juni 2018 und
BaFinPerspektiven 1 | 2018) informiert. Digital Kompass ist ein
vom Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
(BMJV) gefordertes Portal fiir engagierte Helfer, die altere
Menschen im digitalen Netz begleiten. Projektpartner sind die
Bundesarbeitsgemeinschaft fir Senioren-Organisationen e.V.
(BAGSO) und Deutschland sicher im Netz e.V.

Initiatorin der World Investor Week, die vom 1. bis 7. Oktober
stattgefunden hat, ist die Internationale Organisation der
Wertpapieraufsichtsbehdrden |0SCO. Die Informationswoche
soll dazu beitragen, weltweit auf die Bedeutung von Ver-
braucherschutz, -aufklarung und -bildung aufmerksam zu
machen. Die einzelnen Aktionen werden von den nationalen
Aufsichtsbehérden selbststdndig geplant und organisiert.

Die BaFin ist zum zweiten Mal beteiligt (siehe BaFinJournal

September 2017).

Im vergangenen Jahr hatte sie dazu unter anderem

.Das kleine ABC der Geld-Anlage in Leichter Sprache” und die
Broschire ,Geld anlegen im Ruhestand” herausgebracht. Auch
diese und weitere Broschiren zu Fragen des Verbraucher-
schutzes finden Sie auf www.bafin.de.

Warnung

FXC Markets: Gefahr der Verwechslung mit dem
erlaubten Unternehmen FXCM

Ein Unternehmen namens FXC Markets, angeblich aus
Berlin, behauptet wahrheitswidrig, dass es eine Erlaubnis der
BaFin habe. Das Unternehmen nutzt dabei die Geschaftsdaten
des Unternehmens FXCM (Forex Capital Markets Limited,
Nirnberger StraBe 13, 10789 Berlin, www.fxcm.de) und ver-
mittelt damit den falschen Eindruck, dass eine Verbindung zu
FXCM bestehe.
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Nur das Unternehmen FXCM darf in Deutschland Finanz-
dienstleitungen anbieten. FXCM ist ein Broker, der eine
Erlaubnis der britischen Financial Conduct Authority (FCA) hat
und der bei der BaFin notifiziert ist.

FXC Markets hat hingegen keine Erlaubnis der BaFin und
auch keine der britischen FCA. Es besteht keine Verbindung
zwischen den beiden Unternehmen.

Fehlende Zulassung
BTC Corner Ltd.: Keine Erlaubnis nach & 32 KWG

Die BaFin weist darauf hin, dass sie der BTC Corner Ltd.,
Valletta/Malta, keine Erlaubnis gemaB § 32 Kreditwesengesetz
(KWG) zum Betreiben von Bankgeschaften oder Erbringen von
Finanzdienstleistungen erteilt hat. Das Unternehmen unter-
steht nicht der Aufsicht der BaFin.

Die BTC Corner Ltd. bietet Interessenten auf ihrer Internetseite
www.bitcoincorner.eu Dienstleistungen im Zusammenhang
mit Kryptowdhrungen an. Dort gibt sie zudem an, noch ein
Initial Coin Offering (ICO) durchzuflhren.

ICOs kénnen fiir Anleger erhebliche Risiken bergen. Darauf
hat die BaFin bereits vor mehreren Monaten hingewiesen.

Hinweis
Informationen fiir Verbraucher

Diese und weitere Meldungen finden Sie auf der
Internetseite der BaFin unter der Rubrik Verbraucher.
Dort sehen Sie auch, ob Bescheide rechtskréftig sind.

Untersagung

Questra World Global S.L.:
Unterstlitzung der grenziberschreitenden Anlage-
verwaltung der Atlantic Global Asset Management

Die BaFin hat mit Bescheid vom 1. Oktober 2018 gegen-
Uber der Questra World Global S.L., Madrid, Spanien, die so-
fortige Einstellung von Tatigkeiten angeordnet, durch die die
Gesellschaft in die unerlaubten Geschéfte der Atlantic Global
Asset Management einbezogen ist.

Die Questra World Global S.L. erbringt fiir die nicht lizenzierte
Atlantic Global Asset Management Dienstleistungen. Hierbei

handelt es sich insbesondere um den Vertrieb und die Ver-
marktung der Finanzprodukte der Atlantic Global Asset
Management.

Die BaFin hat bereits in der Vergangenheit gegeniiber der
Atlantic Global Asset Management die Einstellung ihrer
unerlaubten grenziiberschreitenden Tatigkeit angeordnet.

Hinweis

Polarstern Capital GmbH:
Kein nach § 32 KWG zugelassenes Institut

Die BaFin weist darauf hin, dass sie der Polarstern Capital
GmbH keine Erlaubnis gemaB § 32 Kreditwesengesetz (KWG)
zum Betreiben von Bankgeschéaften oder Erbringen von
Finanzdienstleistungen erteilt hat. Das Unternehmen unter-
steht nicht der Aufsicht der BaFin.

Die Polarstern Capital GmbH behauptet auf ihrer Internetseite
www.polarstern.capital/de und Gber soziale Medien, Gber eine
Zulassung der BaFin zu verfiigen. Zudem handele es sich um
den ersten von der BaFin regulierten Krypto-Fonds. Dies trifft
nicht zu.

Untersagung

ABANQO AG: Offentliches Angebot des qualifiziert
nachrangigen partiarischen Darlehens

Die ABANQO AG, vormals ABANKO AG, darf ihr quali-
fiziert nachrangiges partiarisches Darlehen nicht zum Erwerb
anbieten. Die BaFin hat dem Unternehmen am 10. September
2018 wegen VerstoBes gegen das Vermdgensanlagen-
gesetz (VermAnlIG) untersagt, das qualifiziert nachrangige
partiarische Darlehen 6ffentlich anzubieten.

Die Untersagung erfolgte, weil die ABANQO AG keinen von
der Bundesanstalt gebilligten Verkaufsprospekt fiir diese Ver-
mogensanlage verdffentlicht hat, der die nach dem VermAnIG
erforderlichen Angaben enthlt.

Einstellung

Fair Pfand Deutschland GmbH:
Kreditgeschaft ohne Erlaubnis

Die BaFin hat der Fair Pfand Deutschland GmbH,
Mannheim, mit Bescheid vom 5. September 2018 aufgegeben,
das Kreditgeschéft einzustellen.
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Das Unternehmen gewédhrte Darlehen gegen die Verpfandung
ganzer Waren- und Maschinenlager oder von Eigentlimer-
grundschuldbriefen. Hierdurch betreibt es das Kreditgeschaft
ohne die erforderliche Erlaubnis der BaFin. Auf die Ausnahme-
regelung fur Pfandleiher kann es sich nicht berufen.

Pfandleiher dirfen das Kreditgeschaft ohne Erlaubnis der
BaFin nur gegen Faustpfand an beweglichen Sachen im Rah-
men ihrer eigenen Lagerkapazitdten betreiben. Hierunter
fallen weder fremde Waren- und Maschinenlager noch
Eigentiimergrundschuldbriefe, da diese kein geeignetes
Pfandobjekt sind.

Die Fair Pfand Deutschland GmbH darf keine weiteren
Darlehensvertrdge auBerhalb des Pfandleihprivilegs abschlie-
Ben und keine Auszahlungen auf solche bereits abgeschlosse-
nen Vertrdge mehr leisten. Verlangerungen (Prolongationen)
derartiger bereits bestehender Vertrage hat sie zu unterlassen.

Reichweite des Pfandleihprivilegs

Die BaFin verweist in diesem Zusammenhang auf allgemeine
Informationen zur Reichweite des Pfandleihprivilegs in dem
Artikel ,Pfandleihprivileg: Grundsatzurteil verhindert Bildung
von Schattenbanken bei Pfandleihhdusern” im BaFinJournal

August 2016.

Abwicklung unerlaubter Geschafte

CashCar Buchner: Kreditgeschaft ohne Erlaubnis

Die BaFin hat CashCar Buchner, Inh. Heike Buchner,
Geiselhdring, mit Bescheid vom 7. September 2018 die unver-
zlgliche Einstellung und Abwicklung des unerlaubt betrie-
benen Kreditgeschafts aufgegeben.

Das Unternehmen bietet Geldsuchenden den Ankauf und
die umgehende Riickvermietung ihres Kraftfahrzeugs unter
der Bezeichnung ,sale & lease back” an. Es raumt den Geld-
suchenden ein ,Rucktrittsrecht” binnen sechs Monaten zum
Zweck des ,Rickkaufs” ihres Kraftfahrzeugs ein. Hierdurch
betreibt das Unternehmen das Kreditgeschéaft ohne die
erforderliche Erlaubnis der BaFin.

Das Unternehmen ist verpflichtet, das vorgenannte Angebot
sofort einzustellen und die Darlehensvereinbarungen unver-
zlglich durch vertragsgemaBe Kiindigung der zugrunde
liegenden Vertrage abzuwickeln.

Valorum Vermogensverwaltung GmbH:
Einlagengeschaft ohne Erlaubnis

Die BaFin hat der Valorum Vermdgensverwaltung GmbH,
Mannheim, mit Bescheid vom 5. September 2018 aufgegeben,
das Einlagengeschaft einzustellen und abzuwickeln.

Das Unternehmen schloss Darlehensvertrage unter der
Bezeichnung ,PARTIARISCHES (GEWINNABHANGIGES)
DARLEHEN" und versprach die unbedingte Riickzahlung

der angenommenen Gelder. Hierdurch betreibt die Valorum
Vermogensverwaltung GmbH das Einlagengeschaft ohne

die erforderliche Erlaubnis der BaFin. Sie ist verpflichtet, die
Gelder per Uberweisung vollstindig an die Geldgeber zuriick-
zuzahlen.
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Zahlungskontengesetz

Zwei Jahre Basiskonto: Eine Erhebung der BaFin liefert Zahlen,
und Uber das angemessene Entgelt wird nach wie vor diskutiert.
Ende Oktober tritt der letzte Teil des Zahlungskontengesetzes in Kraft.

Das Basiskonto ermdglicht allen Menschen, am wirtschaftlichen und sozialen Leben teilzuhaben.

Jeder Verbraucher in Deutschland hat das Recht auf
ein Basiskonto und darauf, dass ihn die Banken bei einem
Kontenwechsel unterstiitzen. So regelt es seit etwa zwei
Jahren das Zahlungskontengesetz (ZKG), das die europdische
Zahlungskontenrichtlinie in deutsches Recht umgesetzt hat.

Mit dem Anspruch auf ein Basiskonto, ein Zahlungskonto mit
grundlegenden Funktionen, will der Gesetzgeber allen Ver-
brauchern die uneingeschrankte Teilhabe am wirtschaftlichen
und sozialen Leben ermdglichen. Alle Banken, die Zahlungs-
konten fir Verbraucher anbieten, missen nach dem ZKG
grundsatzlich auch Basiskonten anbieten (siehe Infokasten).

Banken erfiillen ihre Pflicht

Nach einer aktuellen Erhebung der BaFin zum Stichtag

30. Juni 2018 bieten in Deutschland gut 1.300 Kredit-
institute Basiskonten an. Uber 566.000 Antrage auf Eréffnung
eines Basiskontos haben Verbraucher seit Inkrafttreten der

Hinweis
Tipps zum Basiskonto

Allgemeine Informationen fur Verbraucher zum
Basiskonto, zu den gesetzlichen Ablehnungsgriinden
und zu den rechtlichen Méglichkeiten bei Ablehnung
eines Basiskontos hat die BaFin auf ihrer Internetseite
veroffentlicht.

Regelung am 18. Juni 2016 bis zum 30. Juni 2018 gestellt.
Knapp 15.000 dieser Antrdge haben Institute abgelehnt. Rund
540.500 Basiskonten sind eroffnet worden. Zum Stichtag

30. Juni 2018 bestanden knapp 497.000 Basiskonten (siehe
Infokasten ,Zwei Jahre Basiskonto”, Seite 21).
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Lehnt eine Bank es ab, ein Basiskonto zu er6ffnen, kann der
Verbraucher sich mit einem Antrag an die BaFin wenden. Die
BaFin prift dann, ob die Bank das Basiskonto ablehnen durfte,
und ordnet die Kontoeroffnung an, wenn kein gesetzlicher
Ablehnungsgrund besteht.

Seit Inkrafttreten der Regelung am 18. Juni 2016 bis zum

30. Juni 2018 haben sich rund 580 Verbraucher mit einem
solchen Antrag an die BaFin gewendet. Gut 200 von ihnen

hat die BaFin wirksam und unburokratisch geholfen, ein Basis-
konto zu erhalten. In diesen Fallen hatten die Institute ohne
einen anerkannten Grund die Eréffnung abgelehnt. 22 Mal hat
die BaFin die Er6ffnung eines Basiskontos formlich angeordnet;
in den Ubrigen Féllen haben die Banken bereits auf die Anho-
rung durch die BaFin reagiert und ihre Entscheidung korrigiert.
AuBerdem erreichten die BaFin rund 320 Verbraucher-
beschwerden mit Bezug zum Basiskonto (siehe Infokasten
.Zwei Jahre Basiskonto”). Betrachtet man die Zahl der Antrage
auf Eroffnung eines Basiskontos, die der Ablehnungen und die
vergleichsweise geringe Zahl der Beschwerden und Antrage,
die bei der BaFin eingehen, zeigt sich, dass die Institute ihre
Pflichten nach dem ZKG im Allgemeinen gut erfiillen (siehe
BaFinJournal Dezember 2017).

Kontenwechselhilfe

Zahlungsdienstleister sind verpflichtet, ihren Kunden den
Kontenwechsel zu erleichtern, indem sie auf Antrag Dauer-
auftrage und andere Leistungen unkompliziert auf einen
anderen Anbieter Ubertragen und dazu Informationen unter-
einander austauschen. 705.000 Mal haben Verbraucher seit
Inkrafttreten der Regelungen am 19. September 2016 bis
zum 30. Juni 2018 von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht.
Im selben Zeitraum haben sich Verbraucher gut 120 Mal mit
einer Beschwerde zur gesetzlichen Kontenwechselhilfe an die
BaFin gewandt (siehe Infokasten ,Erste Zahlen zur Konten-
wechselhilfe").

Die im Verhaltnis zur Gesamtzahl der durchgefiihrten Wechsel
eher geringe Zahl der Beschwerden zeigt, dass die Konten-
wechselhilfe Giberwiegend funktioniert. Die Beschwerden

Auf einen Blick

Zwei Jahre Basiskonto

= mehr als 566.000 Antrége auf Eréffnung
= knapp 15.000 Antrage abgelehnt
= rund 540.500 Basiskonten eroffnet
= knapp 497.000 Basiskonten zum Stichtag
30. Juni 2018
= rund 580 Antrdge von Verbrauchern an BaFin
= rund 320 Beschwerden an BaFin

Auf einen Blick

Erste Zahlen zur Kontenwechselhilfe

= 705.000 Mal genutzt
= 120 Beschwerden an die BaFin

zeigen aber auch, dass die Ubertragung der Informationen
zwischen den Instituten nicht immer fehlerfrei verlauft. Die
BaFin geht entsprechenden Beschwerden nach und wirkt
darauf hin, dass festgestellte Mdngel abgestellt werden. In
einem Fall hat die BaFin im Jahr 2017 wegen solcher VerstdBe
ein BuBgeld verhangt.

Angemessenes Entgelt fiir das Basiskonto

Das Ziel, allen Verbrauchern Zugang zu Zahlungskonten zu
verschaffen, setzt voraus, dass die Entgelte fur Basiskonten auf
eine angemessene Hoéhe begrenzt sind. Entgeltgestaltungen,
die darauf hinauslaufen, dass ein Zugang einkommens-
schwacher Personen zu Basiskonten abgewehrt wird, sind
nicht mehr angemessen im Sinne der gesetzlichen Regelung.

Uber die Frage, wie die Pflicht der Banken, angemessene Ent-
gelte fiir Basiskonten zu vereinbaren, sich konkret auf Entgelt-
modelle und Entgelthdhe auswirken muss (siehe BaFinJournal
April 2017), ist bereits seit dem Gesetzgebungsverfahren

zum ZKG viel diskutiert worden, und die Frage wird weiterhin
groB3e Bedeutung in der Praxis haben.

Die Preise flr Basiskonten sind sehr unterschiedlich. Einige
Banken bieten kostenlose oder preisgtinstige Basiskonten an,
viele Banken haben aber Entgeltmodelle, die vor allem die
Betroffenen als belastend hoch empfinden. Der Gesetzgeber
hat keine Hochstgrenze fir die Kosten fir ein Basiskonto fest-
gelegt. Fir die Beurteilung der Angemessenheit sind laut ZKG
insbesondere zwei Kriterien zu bericksichtigen: die markt-
Ublichen Entgelte und das Nutzerverhalten.

Allgemein gilt, dass die Uberpriifung der Angemessenheit
im Einzelfall zunachst eine zivilrechtliche Frage ist, die den
zustandigen Zivilgerichten obliegt. Die bisherigen Entschei-
dungen und anhangigen Verfahren geben dazu eine erste
Orientierung (siehe Infokasten Seite 22 ). Eine Bank, die die
gesetzlichen Anforderungen an die Ermittlung eines an-
gemessenen Entgelts nicht hinreichend beriicksichtigt,
vernachlassigt ihre Pflicht nach dem ZKG aber nicht nur im
Interesse einzelner Kunden, sondern auch generell. Stellt die
BaFin fest, dass die Preisgestaltung unangemessen ist, kann
sie eine Bank daher im Rahmen ihrer Aufsicht anweisen, ihr
Entgeltmodell fur Basiskonten an die Anforderungen des ZKG
anzupassen.
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Marktiibliche Entgelte

Die Entgeltgestaltungen missen also nach dem ZKG unter
anderem marktiblich sein. MaBgeblich sind dabei die Preise
fur Dienstleistungen, die mit den Basiskonto-Dienstleistungen
vergleichbar sind, und nicht nur die Entgelte von Basiskonten.
In die Beurteilung der Marktiblichkeit sind daher auch die
Entgeltmodelle fir allgemeine Zahlungskonten einzubeziehen.
Das ergibt sich aus dem Wortlaut des ZKG, der an ,das Entgelt
fur die [...] erfassten Dienste” anknipft, und wird in Artikel 18
Absatz 3 der europaischen Zahlungskontenrichtlinie noch
deutlicher.

Konkretes Nutzerverhalten

Was das Nutzerverhalten angeht, so ist bei der Gestaltung des
Entgelts auch das konkrete, also das individuelle Nutzerver-
halten zu bericksichtigen. Ein bloBes Abstellen auf das durch-
schnittliche Nutzerverhalten eines Musterkunden ist insoweit
nicht ausreichend. Dabei bleibt es den Instituten tGberlassen,
ob sie das Nutzerverhalten dadurch bertcksichtigen, dass sie
unterschiedliche Angebote flr unterschiedliche Nutzertypen
anbieten, wie es regelmaBig bei den lbrigen Zahlungskonten
der Fall ist, oder dadurch, dass ihr Entgeltmodell fiir das
Basiskonto unterschiedliche Nutzerverhalten bertcksichtigt.
Denkbar ware bei dieser Variante zum Beispiel, dass bei
geringer Nutzung oder Verzicht auf bestimmte Dienstleistun-
gen das Entgelt niedriger ausfallt. Dies gilt insbesondere fir
Institute, die in ihrem Ubrigen Zahlungskontenangebot den
Kunden die Mdglichkeit einrdumen, die Entgelthdhe zu beein-
flussen, indem sie ein Kontomodell wahlen, das zu ihrem
Nutzerverhalten passt, zum Beispiel ein Online-Konto.

Mehr Transparenz durch zweiten Teil des ZKG

Am 31. Oktober 2018 wird der letzte Teil des ZKG in Kraft tre-
ten. Er regelt Transparenz und Vergleichbarkeit der Zahlungs-
kontenentgelte. Die neuen Regelungen werden aus Sicht der
BaFin deutlich verbesserte Voraussetzungen dafiir schaffen,
dass Verbraucher mit vertretbarem Aufwand eine informierte
Entscheidung treffen kénnen.

Standardisierte Dokumente

Zahlungsdienstleister missen ab Ende Oktober Verbrauchern
eine standardisierte Entgeltinformation zur Verfligung stellen,
die klar und verstandlich gestaltet und leicht zugénglich sein
muss (siehe BaFinJournal Oktober 2017). Die Entgeltinforma-
tion ist eine allgemeine Information Uber die Kosten, die mit
einem Zahlungskonto verbunden sind. Sie ist rechtzeitig vor
Vertragsabschluss bereitzustellen, um es den Verbrauchern zu
ermoglichen, die Kosten am Markt zu vergleichen und den fur
sie glinstigsten Anbieter zu finden. Die Entgeltinformation ist
unentgeltlich, in Textform und jederzeit leicht zuganglich in den
Geschaftsraumen und im Internet zur Verfligung zu stellen.

Zusatzlich zur Entgeltinformation informiert die Entgel-
taufstellung Uber alle Entgelte, die beim einzelnen Kunden
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Zivilgerichtliche Verfahren zum
angemessenen Entgelt

= Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Urteil
vom 8. Mai 2018, Az. 2 U 6/17

= Landgericht Frankfurt, Urteil vom 8. Mai 2018,
Az. 2/28 O 98/17, nicht rechtskraftig

= | andgericht KéIn, Az. 21 O 53/17, noch anhangig

wahrend eines laufenden Vertrags konkret erhoben wurden.
Sie ist ihm mindestens einmal jahrlich sowie bei Vertragsende
auszuhandigen. Die BaFin hat Muster fiir diese Dokumente
veréffentlicht. Grundlage dafir ist ein européisches Prasenta-
tionsformat, das in Durchfiihrungsverordnungen festgelegt ist.

Verbraucher sollen dadurch schnell erkennen kénnen, welcher
Anbieter welche Leistungen zu welchem Preis anbietet. Bis-
lang ist es fir sie haufig aufwéndig und schwierig, die tat-
séchlichen Kosten fiir Zahlungskonten zu vergleichen, weil

die Zahlungsdienstleister abweichende Produktbezeichnun-
gen und Entgeltgestaltungen verwenden. AuBerdem sind die
Informationen oft schwer auffindbar.

Vergleichswebseiten

Der zweite Teil des ZKG trifft auch Regeln fir zertifizierte Ver-
gleichswebseiten. Die europdische Zahlungskontenrichtlinie
sieht vor, dass alle Mitgliedstaaten bis zum 31. Oktober 2018
sicherstellen, dass Verbraucher entgeltfreien Zugang zu min-
destens einer Vergleichswebseite fiir Zahlungskonten haben.
Das ZKG regelt, dass Betreiber von Internetseiten, die Angebote
von Zahlungskonten vergleichen, kiinftig die Erteilung eines
Zertifikats mit Logo beantragen kdnnen, welches bestétigt,
dass die Vergleichswebseite die gesetzlichen Anforderungen
an solche Webseiten erfillt. Das Bundesfinanzministerium hat
dazu im Juli 2018 die Vergleichswebsitesverordnung verab-
schiedet. Diese Verordnung regelt die Ausgestaltung der aus
dem ZKG resultierenden Anforderungen, die an die Webseiten-
betreiber und ihre Produkte, Zahlungskontendienstleister und
die Zertifizierung der Vergleichswebseiten durch spezielle
Stellen gestellt werden.!

Autorin

Silke Deppmeyer

BaFin-Referat fiir Schlichtung, ZKG, SKM
und Datenschutzrecht

1 Weitere Informationen finden Sie im Monatsbericht des Bundesfinanzminis-
teriums.
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Product Governance

Der verantwortungsvolle Umgang mit Finanzprodukten
in Herstellung und Vertrieb soll Kunden schitzen.

Mit der novellierten Europaischen Finanzmarktrichtlinie
(Markets in Financial Instruments Directive | — MiFID 1) und
ihrer Umsetzung in das nationale Recht sind am 3. Januar
2018 neue Vorgaben zur Product Governance in Kraft getre-
ten. Dieser Begriff steht — in Anlehnung an den Begriff der
Corporate Governance — fir einen verantwortungsvollen und
nachhaltigen Herstellungs- und Vertriebsprozess fur Finanz-
produkte, der sich nicht (nur) am Ziel der Gewinnmaximierung
des Unternehmens orientiert, sondern vor allem am Kunden-
interesse (siehe Infokasten ,Product Governance”, Seite 24).
Die neuen Normen bilden den gesamten Lebenszyklus der
betroffenen Finanzprodukte ab.

Paradigmenwechsel zu mehr Produktaufsicht

Beweggrund des Gesetzgebers fiir die Einfihrung der neuen
Regelungen waren die Erkenntnisse aus der Finanzkrise
2007/2008: Komplexe Produkte wie Verbriefungen und Hebel-
produkte trugen maBgeblich zur Entstehung und Ausweitung
der Krise bei. Solche Finanzinstrumente wurden zudem direkt
und indirekt — zum Beispiel verpackt in weiteren strukturierten
Produkten — an professionelle Kunden und Privatanleger ver-
trieben, womit sie einem breiten Investorenkreis zuganglich
gemacht wurden.

In der Folge leitete der europédische Gesetzgeber mit der
Uberarbeitung der Finanzmarktrichtlinie MiFID im Jahr
2010 einen Paradigmenwechsel ein und erwei-

terte die bisherige Perspektive des Auf-

sichtsrechts im Anlegerschutz:

Wahrend zuvor

vor allem

die Finanzdienstleistung und der Vertrieb reguliert wurden,
wird seither auch das Produkt stérker ins Visier genommen.
Die neuen Vorgaben betreffen den gesamten Lebenszyklus
des Finanzinstruments — von seiner Herstellung tber den
Umlauf im Markt bis zum Produktende. Die neuen Normen
richten sich an Hersteller (Konzepteure) und Vertriebsunter-
nehmen und legen beiden durch drei neue Rahmenprozesse
Pflichten auf: durch das Produktfreigabeverfahren, den Pro-
zess zur Kommunikation zwischen Konzepteur und Vertrieb
sowie den Produktliiberwachungsprozess.

Produktfreigabeverfahren des Konzepteurs

Im Mittelpunkt der Product Governance steht das Produkt-
freigabeverfahren. Auf Seiten des Konzepteurs gibt es den
Herstellungsprozess vor und stellt durch zahlreiche Prozess-
schritte sicher, dass ein neues Produkt mit den Interessen
und Bedurfnissen der Kunden vereinbar ist und keine
Gefahr fur das

geordnete
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Funktionieren oder die Stabilitat der Finanzmarkte darstellt.
Ehe ein Produkt in den Verkehr gebracht werden darf, muss
der Konzepteur es etwa auf mogliche Interessenkonflikte
untersuchen, einer Kostenkontrolle unterziehen und in einer
Szenarioanalyse prifen.

Der Konzepteur hat zudem flr jedes Produkt einen Zielmarkt
zu bestimmen (siehe Infokasten ,Zielmarkt”, Seite 25). Dartiber
hinaus bestimmt der Konzepteur eine Vertriebsstrategie fir
das Produkt und sorgt dafir, dass die maBgeblich an der Kon-
zeption von Finanzinstrumenten beteiligten Mitarbeiter und
Beauftragten Uber die erforderliche Sachkunde verfligen.

In der Praxis sehen Konzepteure oft ein zweistufiges Pro-
duktfreigabeverfahren vor: Zunachst durchlaufen die Pro-
dukte einer bestimmten Produktgattung — etwa geschlossene
alternative Investmentfonds (AIF) und Plain-Vanilla-Anleihen
— einige der vorgenannten Prozessschritte. In einem zweiten
Schritt werden die Parameter definiert, die fur das einzelne
Instrument spezifisch sind. Zum Beispiel bestimmt der Kon-
zepteur die Risikoklasse des Instruments im Einklang mit dem
festgelegten Zielmarkt. Ein solches zweistufiges Vorgehen bei
der Produktfreigabe ist nach Ansicht der BaFin gemaB dem
Proportionalitatsprinzip grundsatzlich zulassig.

Produktfreigabeverfahren des Vertriebsunternehmens
Wie die Konzepteure missen auch die Vertriebsunternehmen
ein Produktfreigabeverfahren einrichten und durchfiihren. Da
sie jedoch keine Produkte herstellen, kommt dem Verfahren
an dieser Stelle eine andere Rolle zu: Das Institut soll anhand
einzelner Prozessschritte entscheiden, ob es ein Produkt
oder eine Dienstleistung in sein Sortiment aufnimmt. Dies
gilt unabhangig davon, ob es sich um einfache oder kom-
plexe Produkte oder um ein Beratungs- oder beratungsfreies
Geschéft handelt. Gegebenenfalls kdnnen die jeweiligen
Prozessschritte aber aufgrund des Proportionalitdtsprinzips
je nach Produkt- oder Dienstleistungsart mehr oder weniger
umfassend beziehungsweise detailliert ausfallen.

Ein Institut sollte ein Produkt oder eine Dienstleistung nur
dann in sein Angebotsspektrum aufnehmen, wenn es sich
sicher ist, dass es den gesetzlichen Anforderungen und den
Kundeninteressen im Vertriebsprozess Rechnung tragen

Auf einen Blick

Product Governance

kann. Bei der Entscheidung Uber die Aufnahme eines neuen
Produkts priifen Vertriebsunternehmen daher — dhnlich wie
bereits der Konzepteur — Aspekte wie mdgliche Interessen-
konflikte und die Mitarbeitersachkunde aus Sicht des
Vertriebs.

Die Zielmarktbestimmung und Vertriebsstrategie des Kon-
zepteurs Uberpriifen Vertriebsunternehmen mit Blick auf die
Anforderungen des eigenen Kundenkreises. Wahrend der
Konzepteur seine Festlegungen eher theoretisch und losge-
I6st vom Kundenkontakt trifft, ist es Aufgabe des Vertriebs,
die Vorgaben des Konzepteurs zum Zielmarkt und seine Ver-
triebsstrategie in die Praxis umzusetzen und entsprechend
anzupassen.

Wie bereits der Konzepteur soll auch das Vertriebsunter-
nehmen seine Entscheidung verantwortungsvoll im besten
Kundeninteresse treffen — und mit fundierten Kenntnissen
Uber das Produkt oder die Dienstleistung. Dazu muss er den
Vertriebsprozess, die dabei einzuhaltenden rechtlichen Vor-
gaben und deren Wechselwirkungen mit den Merkmalen und
Bedurfnissen der Kunden antizipieren.

Zielmarktabgleich des Instituts

Hat ein Institut ein Finanzprodukt in sein Angebot aufgenom-
men, obliegt es ihm, den Zielmarkt zum Vertriebszeitpunkt bei
jedem Verkauf zu berlcksichtigen. Das Institut priift, ob das
Produkt mit den Merkmalen des einzelnen Kunden kompati-
bel ist. Dazu gleicht es die Zielmarktdaten mit den korrespon-
dierenden Merkmalen des Kunden ab.

Nicht jeder Einzelfall erfordert dabei den Abgleich aller finf
Zielmarktkategorien. Vertriebsunternehmen durfen die Pri-
fungstiefe an die jeweils erbrachte Wertpapierdienstleistung
anpassen. Wird der Kunde beispielsweise beraten, muss das
Institut fur die zusatzlich durchzufihrende Geeignetheits-
prifung ohnehin detaillierte Informationen tUber den Kunden
erheben. Es kann und muss den Zielmarktabgleich dann
vollumfanglich durchfiihren. Spricht der Kunde das Institut
jedoch aus eigener Initiative auf den beratungsfreien Erwerb
eines Finanzproduktes an, ist ein umfassender Abgleich nicht
ohne weiteres mdglich. Das Institut priift den Zielmarkt dann
nur insoweit, wie ihm die entsprechenden Informationen

Unter dem verkiirzten Schlagwort ,Product Governance” finden sich in der MiFID Il zahlreiche Vorgaben fir Finanz-
instrumente beziehungsweise strukturierte Einlagen. Der vollstandige Begriff lautet ,Product Oversight and Governance'
(POG). Darunter werden neue Regelungen zusammengefasst, die nahezu die gesamte Finanzbranche bertihren. Am
umfassendsten hat das Thema POG bislang die Wertpapierregulierung aufgegriffen.

"
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vorliegen. Im Regelfall werden dann zumindest die passende
Kategorie und die Kenntnisse und Erfahrungen des Kunden
besprochen. Sofern das Vertriebsunternehmen den Zielmarkt
nicht vollumfanglich prift, informiert es den Kunden tiber den
eingeschrankten Abgleich.

Produktiiberwachungsprozess

Haben Konzepteur und Vertriebsunternehmen ein Finanzpro-
dukt schlieBlich in den Verkehr gebracht, sind beide gehalten,
das Produkt bis zu seinem Lebensende zu beobachten. Durch
diesen Produktiiberwachungsprozess wird gewahrleistet, dass
jederzeit Anpassungen, zum Beispiel am Zielmarkt und an der
Vertriebsstrategie, vorgenommen werden kdnnen oder ander-
weitig auf Verdnderungen reagiert werden kann, die das Pro-

dukt beeinflussen.

Grundsatzlich kann der Konzepteuer am besten beurteilen,
wie sich bestimmte Ereignisse unter anderem auf die
Funktionsweise des Produktes, dessen Risiko beziehungsweise
Rendite oder dessen Wertentwicklung auswirken. Zudem hat
er neben allgemeinen Mdglichkeiten zu reagieren — er kann
beispielsweise das Vertriebsunternehmen informieren und

die Vertriebsstrategie anpas-
sen — weitergehende Optio-
nen: Im Regelfall wird nur er
als Konzepteur ein Produkt
nachtraglich andern kénnen.
Gleichwohl trifft die Produkt-
Uberwachungspflicht auch
die Vertriebsunternehmen.
Diese kdnnen beispielsweise besser in Situationen reagieren,
in denen der Konzepteur nicht mehr handlungsféhig ist, etwa
weil er insolvent ist.

Kommunikation zwischen Konzepteur und Vertrieb

Um eine wirksame Product Governance zu gewahrleisten, ist
es somit erforderlich, dass sich Konzepteure und Vertriebs-
unternehmen uber die relevanten Produkte austauschen.
Zunachst muss der Konzepteur einen Prozess einrichten und
unterhalten, durch den sachgerechte Informationen aus dem
Produktfreigabeverfahren an Vertriebsunternehmen weiter-
gegeben werden. Diese missen ihrerseits in der Lage sein,
die Informationen des Konzepteurs zu empfangen und in
ihrem Produktfreigabeverfahren zu verwerten, etwa indem
sie den Zielmarkt des Konzepteurs auf erforderliche Anpas-
sungen prifen.

Damit sich Konzepteure und Vertriebsunternehmen bei die-
sem Austausch einer einheitlichen Sprache bedienen kénnen,
hat der deutsche Markt einen Mindeststandard fiir die Ziel-
marktbestimmung entwickelt. Darin sind Vorgaben fiir die
einzelnen Kategorien des Zielmarktes und der Vertriebs-
strategie enthalten. Zwar bleibt es Konzepteuren und Vertriebs-
unternehmen freigestellt, eigene Kommunikationsstandards

Vertriebsunternehmen sind verpflichtet,
den Konzepteur bei dessen Produkt-
liberwachungsprozess zu unterstiitzen.

Definition
Zielmarkt

Mit dem Zielmarkt legt der Konzepteur fest, mit
welchen Kundenbedirfnissen und -merkmalen das
Produkt vereinbar (positiver Zielmarkt) und mit welchen
es unvereinbar ist (negativer Zielmarkt). Der Zielmarkt
beschreibt also die Anforderungen, die ein Produkt an
den Zielkunden stellt. Entscheidend sind dabei Kunden-
kategorie, Kenntnisse und Erfahrungen, finanzielle
Situation, Risikotoleranz sowie Ziele und Bedurfnisse.

fur die Abstimmung zu verwenden. Die Nutzung des Ziel-

marktstandards hat jedoch den Vorteil, dass der Austausch
auch Uber Datendienstleister erfolgen kann. Im deutschen

Markt ist dies der WM-Datenservice.

Wahrend im ersten Schritt also Konzepteure als Sender und
Vertriebsunternehmen als Empfanger tatig werden, fordert
das Gesetz in einem
zweiten Schritt eine Kom-
munikation mit umgekehr-
ten Rollen: Vertriebsunter-
nehmen sind verpflichtet,
den Konzepteur bei dessen
Produktiberwachungs-
prozess zu unterstutzen,
indem sie ihm entsprechende Vertriebsinformationen und
andere relevante Informationen, die aus ihrem eigenen
Produktiiberwachungsprozess resultieren, Gbermitteln.

Product Governance und Verwaltungspraxis

Als eine der wichtigsten Neuerungen der MiFID Il hat die
Product Governance seitens der Aufsichtsbehdrden bereits
viel Aufmerksamkeit erfahren. Bereits im Juni 2017 verab-
schiedete die ESMA die ,Guidelines on MiFID Il product
governance requirements”, die die Vorgaben der MiFID Il und
deren Delegierter Richtlinie im Hinblick auf die Zielmarkt-
bestimmung weiter konkretisieren. Die BaFin hat diese Leit-
linien als neuen BT 5" in die im April 2018 ver6ffentlichte Neu-
fassung ihres Rundschreibens zu den Mindestanforderungen
an die Compliance-Funktion und die weiteren Verhaltens-,
Organisations- und Transparenzpflichten fiir Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen (MaComp; siehe BaFinJournal
Mai 2018) aufgenommen und deren Inhalte damit voll-
umfanglich umgesetzt.

1 Das Kirzel ,BT” steht fur ,Besonderer Teil”. In diesem Modul der MaComp
sind die besonderen Anforderungen nach §§ 63 ff. Wertpapierhandelsgesetz
(WpHG) aufgefiihrt.
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Dariiber hinaus erldutert BT 5 die oben angesprochene Art
und Weise, in der der Zielmarkt im Kontext des Beratungs-
geschéafts, des beratungsfreien oder des reinen Ausfiihrungs-
geschafts festzulegen ist. SchlieBlich bestehen auch bei der
Finanzportfolioverwaltung einige Besonderheiten, denen bei
der Product Governance Rechnung getragen werden muss.
So haben die Institute etwa die Wahl: Nehmen sie Zielmarkt-
bestimmung und -abgleich wie in der Anlageberatung auf
Ebene des einzelnen Finanzproduktes beziehungsweise der
Einzeltransaktion vor? Oder legen sie fiir die Anlagestrategien
Zielmérkte fest und gleichen diese Zielméarkte mit den Merk-
malen des Kunden ab? Die Einzeltransaktion muss in diesem
Fall dann nur noch auf Konformitat mit der Anlagestrategie
Uberpruft werden.

Neben den MaComp stellt die BaFin Auslegungsentschei-
dungen auch als FAQ zu MiFID II-Wohlverhaltensregeln nach
§8 63 ff. Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) zur Verfigung.
Darin konkretisiert sie die gesetzlichen Product-Governance-
Vorgaben, etwa mit Angaben zu den Inhalten und dem
Umfang des Product-Governance-Compliance-Berichts.

Hinweis
Weitere Infos zu MiFID II

Weitere Verbraucherinformationen zu wichtigen Neue-
rungen der zweiten europaischen Finanzmarktrichtlinie
(Markets in Financial Instruments Directive || — MiFID II)
finden Sie in einer Artikelserie im BaFinJournal. In

der Juni-Ausgabe geht es um die Aufzeichnung von
Telefongesprachen. Im Juli beschaftigte sich das
BaFinJournal mit den Kosteninformationen fiir Kunden.
In der August-Ausgabe finden Sie Informationen zu
Zuwendungen, die Banken von dritter Seite erhalten,
und im September erlduterte das BaFinJournal die
Geeignetheitserklarung.

Ausblick

Es bleibt zu beobachten, ob sich die Intention des europai-
schen Gesetzgebers erfillt und die Product-Governance-
Vorgaben der MiFID Il zu einem verantwortungsvolleren und
nachhaltigeren Herstellungs- und Vertriebsprozess fir Finanz-
produkte fiuhren. Es obliegt vor allem den Geschaftsleitungen
der Institute, eine gute Product-Governance-Kultur zu pflegen.
Dabei sollte beriicksichtigt werden, dass sich Product Gover-
nance nicht vollends standardisieren lasst. Risikoindikatoren,
Kostenfaktoren und zahlreiche andere Produkteigenschaften
kdnnen zwar quantitativ bestimmt und automatisiert berech-
net werden. Ebenso bedeutsam ist es aber, das Produkt auch
qualitativ aus der Sicht des Kunden mit einem Gespdir fir des-
sen Bedirfnisse, Merkmale und Ziele zu beurteilen.

Nicht ohne Grund hat der Gesetzgeber die Produktinterven-
tion als weiteres Instrument der Produktaufsicht neben die
Product Governance gestellt. So kann die BaFin dort ein-
greifen, wo Produkte erhebliche Anlegerschutzbedenken auf-
grund von Defiziten bei der Product Governance aufweisen.
Oder anders herum: Ein Eingreifen der BaFin wird dort nicht
erforderlich sein, wo Product Governance erfolgreich umge-
setzt und praktiziert wird.

Um sich einen Uberblick Giber den Umsetzungsstand der
neuen Vorgaben zu verschaffen, fihrt die BaFin derzeit eine
Marktuntersuchung zur Product Governance durch. Uber die
Ergebnisse wird das BaFinJournal separat berichten.

Autor

Dr. Thorsten Becker

BaFin-Referat fiir Grundsatzfragen FDI-Aufsicht
und Organisationspflichten
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Internationales

Fachbeitrage und Kurzmeldungen
zu internationalen Aufsichts- und
Abwicklungsthemen

Vor-Ort-Priifungen
Neuer Leitfaden der EZB

Die Europaische Zentralbank (EZB) hat am 21. September
den Leitfaden fiir Vor-Ort-Priifungen und Priifungen interner
Modelle verdffentlicht. Damit mochte die EZB allen Personen,
die an einer Prifung im Rahmen des Einheitlichen Aufsichts-
mechanismus SSM (Single Supervisory Mechanism) beteiligt
sind, eine Orientierung geben. Der Leitfaden enthélt Regelun-
gen zum Ablauf der Prifungen und richtet sich gleichermaBen
an die Priferinnen und Priifer und die zu prifenden bedeu-
tenden Institute, die unter direkter Aufsicht der EZB stehen.

Gut sechs Monate nach der Veroffentlichung des Supervisory
Manuals reicht die EZB damit ihr Regelwerk fiir bankaufsichtli-
che Prufungen nach. Wie das Manual beziehen sich die Vor-
gaben auf Prifungen, welche die EZB anordnet und die sie
oder die nationalen Aufsichtsbehdrden durchfiihren. Solche
Prufungen fihrt die EZB nicht nur zur Untersuchung der Risi-
ken einer Bank oder der Qualitat ihrer Organisation und Kont-
rollsysteme durch. Sie sind auch Teil von Zulassungsverfahren
auf Antrag eines Kreditinstituts, beispielsweise zur Genehmi-
gung interner Ratingverfahren im Kreditgeschaft.

Die Prufungspraxis von BaFin und Deutscher Bundesbank bei
weniger bedeutenden Instituten verdandert sich durch den
Leitfaden nicht.

Kapitalanlagen

EU-Kommission verabschiedet Verordnung
zur Berechnung der Kapitalanforderungen fiir
Verbriefungen

Die Europaische Kommission hat am 1. Juni 2018 eine
Anderungsverordnung zur Berechnung der aufsichtlichen
Kapitalanforderungen fiir von Versicherungsunternehmen
und Riickversicherungsunternehmen gehaltene Verbriefungen
und einfache, transparente und standardisierte Verbriefungen
verabschiedet. Sie tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Der Hintergrund: Versicherungsunternehmen sollen bei der
Diversifizierung ihrer Anlageportfolios und der Erhohung
ihrer Anlagerendite unterstitzt werden, indem Investitionen
in neue Anlageklassen geférdert werden. Am Kapitalmarkt
besteht daher das Bediirfnis, einfache Kapitalanlagen von
komplexen zu unterscheiden. Der europdische Gesetzgeber
hatte deshalb im Dezember 2017 in einer Verordnung einfa-
che, transparente und standardisierte Verbriefungen (simple,
transparent and standardized — STS) als eine neue Anlage-
klasse geschaffen. In dieser Verordnung wurden auch Eig-
nungskriterien festgelegt, um ein hoherwertiges Verbriefungs-
produkt europaweit einheitlich zu definieren.
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Dies hatte zur Folge, dass zur Gewéhrleistung eines abge-
stimmten und einheitlichen Rechtsrahmens eine Reihe von
Anderungen der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 zu
Solvency Il erforderlich waren. In dieser mussten die allge-
meinen Vorschriften zur Anlageklasse ,Typ-1-Verbriefungen”
gestrichen werden. Zudem musste auf die neue Bestimmung

der Anderungsverordnung aus Dezember 2017 verwiesen
werden. Dies ist im Rahmen der oben genannten Anderungs-
verordnung vom 1. Juni 2018 geschehen. Fir vor dem Stich-
tag emittierte Verbriefungen gelten UbergangsmaBnahmen.

Liquiditatsrisiko

BCBS veroffentlicht FAQs zu Settled-to-market-
Derivaten

Der Basler Ausschuss flir Bankenaufsicht (BCBS) hat am
20. September 2018 zwei hdufig gestellte Fragen (Frequently
Asked Questions — FAQs) zur Behandlung von Settled-to-
market-Derivaten in der Liquiditdtsdeckungsquote (Liquidity
Coverage Ratio — LCR) und der strukturellen Liquiditatsquote
(Net Stable Funding Ratio — NSFR) veréffentlicht.

Der Ausschuss hatte beobachtet, dass Banken Variation-
Margin-Zahlungen, verursacht durch Marktwertanderungen
der Derivate, zunehmend als endgiiltige Erfillungsleistun-
gen buchen und nicht langer als herkdmmlichen Austausch
von Sicherheiten. Diese Art der Abwicklung bezeichnet man
im Allgemeinen als ,Settled-to-market”-Abwicklung (STM).
Diese Praxis fuhrt dazu, dass die begtinstigte Bank mit dem
Erhalt der Sicherheit das uneingeschrankte Eigentum daran
erlangt. Da durch STM der Austausch von Sicherheiten, der
Ublicherweise taglich stattfindet, als Erfillung der derivativen

Auf einen Blick

Internationale Behorden und Gremien

BCBS Basel Committee on Banking Supervision
Basler Ausschuss fiir Bankenaufsicht
EBA European Banking Authority
Europdiische Bankenaufsichtsbehérde
EIOPA European Insurance and Occupational

Pensions Authority

Europdische Aufsichtsbehérde fiir das
Versicherungswesen und die betriebliche
Altersversorgung

Transaktionen gebucht wird und nicht als Austausch von
Sicherheiten, wird der Marktwert der entsprechenden Derivate
taglich auf null zurlickgesetzt.

Die FAQs stellen klar, dass das Liquiditatsrisikoprofil von
STM-Derivaten und das von Derivaten, bei denen eine
klassische Besicherung erfolgt, vergleichbar sind. Folgerichtig
regeln die FAQs, dass STM-Derivate wie herkdmmlich besi-
cherte Derivate zu behandeln sind — und zwar entsprechend
den bestehenden Regeln.

Die BaFin begriBt diese Klarstellung und ist bestrebt, bei
der Européischen Bankenaufsichtsbehorde EBA eine zligige
Ubernahme in die europaischen Liquiditatsvorschriften zu
fordern.

ESMA European Securities and Markets Authority
Europdische Wertpapier- und Marktaufsichts-
behérde

EZB Europaische Zentralbank

FSB Financial Stability Board
Finanzstabilitatsrat

I0SCO International Organization of Securities

Commissions
Internationale Organisation der Wertpapier-
aufsichtsbehérden
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https://www.bis.org/bcbs/about.htm?m=3%7C14%7C573
http://www.eba.europa.eu/languages/home_de
https://eiopa.europa.eu/
https://www.esma.europa.eu/about-esma/who-we-are
http://www.financialstabilityboard.org/
http://www.iosco.org/
https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/e0c803af-9e0f-11e4-872e-01aa75ed71a1/language-de
https://www.bafin.de/dok/7850924
https://www.bis.org/press/p180920a.htm

Clearingpflicht

ESMA veroffentlicht Entwirfe fir Technische
Regulierungsstandards

Die Europaische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde
ESMA hat der Européaischen Kommission Entwirfe fiir ver-
schiedene Technische Regulierungsstandards (Regulatory
Technical Standards — RTS) zu Ausnahmen von der Clearing-
pflicht bei Intergruppengeschaften vorgelegt. Es geht dabei
um die Clearingpflicht bei Geschéaften innerhalb einer Gruppe
zwischen Unternehmen mit Sitz in der Europdischen Union
(EU) und Unternehmen, die ihren Sitz in einem Drittstaat
haben.

Grundséatzlich kénnen die zustandigen Aufsichtsbehérden
solche Ausnahmen nach Artikel 4 Absatz 2 der europaischen
Marktinfrastrukturverordnung (European Market Infrastructure
Regulation — EMIR) auf Antrag nur gewédhren, wenn die Euro-
paische Kommission eine Aquivalenzentscheidung hinsichtlich
der Jurisdiktion des Drittstaatenunternehmens erlassen hat.
Darin bestatigt die Kommission, dass in der jeweiligen Juris-
diktion vergleichbare Vorschriften fir die Behandlung von
Derivategeschaften gelten wie in der EU.

Die EU-Kommission hat bisher nur fur bestimmte Finanz-
instrumente in den USA eine solche Aquivalenzentscheidung
getroffen. Daher sind in verschiedenen Durchfiihrungsverord-
nungen, in denen der Umfang der Clearingpflicht in der EU
bestimmt wird, zeitlich befristete Ubergangsvorschriften ent-
halten. Danach kdnnen die Behorden — soweit die sonstigen
Voraussetzungen vorliegen — auch ohne eine solche Aquiva-
lenzentscheidung entsprechenden Antragen stattgeben. Die
erste dieser zeitlich befristeten Ausnahmen lauft zum Ende
Dezember dieses Jahres aus.

Da die EU-Kommission noch an solchen Aquivalenzent-
scheidungen arbeitet, schlagt die ESMA vor, die Ubergangs-
fristen in den Durchfiihrungsverordnungen befristet zu
verlangern. Dieser Vorschlag wurde schon mit dem Markt
konsultiert und stieB auf keine Vorbehalte. Nun obliegt es
der EU-Kommission, Uber diesen Vorschlag zu entscheiden
und die Durchfiihrungsverordnungen in diesem Punkt ent-
sprechend zu andern. Die BaFin hat in der Vergangenheit auf
der Grundlage dieser Ausnahmevorschriften eine Vielzahl
von Ausnahmeantragen positiv beschieden.

Auf einen Blick

Wichtige Termine
bis Ende November 2018

18./19. Okt  FSB RCG-E, Wien
22. Okt FSB Plenum, Ottawa
23./24. Okt  EBA BoS, London

24.-26. Okt  IOPS Committees, AGM, Global Forum,
Peking

5./6. Nov ErfaDACHL Runder Tisch, Liechtenstein
5.-9. Nov IAIS Committees (AGM, AC), Luxemburg
6. Nov ESMA MB, Paris

7. Nov ESMA BoS, Paris

8. Nov ESMA BoS joint with SMSG, Paris

8. Nov ESRB ATC, Frankfurt a.M.

9. Nov EZB SSM FSC, Frankfurt a.M.

12. Nov EIOPA MB, Frankfurt a.M.

13. Nov EBA MB, London

15.-18. Nov  NAIC Autumn, San Francisco

20. Nov EIOPA Jahreskonferenz, Frankfurt a.M.
21. Nov Joint Committee, Paris

26./27. Nov  BCBS, Vereinigte Arabische Emirate
26./27. Nov  EIOPA BoS, Frankfurt a.M.

28. Nov EIOPA Joint SG, Frankfurt a.M.

30. Nov G 20 Gipfel, Buenos Aires (bis 1. Dez)

BaFin Journal | Oktober 2018

Internationales | 29


https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/esma-publishes-final-report-amending-rts-clearing-obligation-intragroup
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:201:0001:0059:DE:PDF

Nebentatigkeitsausnahme
ESMA veroffentlicht neue Stellungnahme

Die Europaische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde
ESMA hat eine Uberarbeitete Version ihrer Stellungnahme
(Opinion) zur Berechnung der Nebentéatigkeitsausnahme
verdffentlicht. Die Stellungnahme umfasst jetzt auch eine
Schatzung des Marktumfangs von Warenderivaten und Emis-
sionszertifikaten in der Europédischen Union im Jahr 2017.

Grundsatzlich missen nach der novellierten Finanzmarktricht-
linie (Markets in Financial Instruments Directive I — MiFID 1)
alle Personen, die den Handel mit Warenderivaten betreiben,
Uber eine Lizenz als Finanzdienstleistungsinstitut verfiigen.
Dieser Pflicht knnen sie sich nur dadurch entziehen, dass sie
von der Nebentatigkeitsausnahme Gebrauch machen. Diese
Ausnahme kann derjenige in Anspruch nehmen, dessen Han-
del mit Warenderivaten unter anderem bestimmte Schwellen-
werte im Verhéltnis zum Volumen des EU-Gesamtmarkts nicht
Uberschreitet.

Die ESMA berechnet das EU-Gesamtmarktvolumen seit
Einflhrung der MiFID Il, um eine einheitliche Anwendung
innerhalb der EU zu gewéhrleisten. Die ESMA greift daftr
zurlick auf die Daten der Handelspldtze und auf die in der eu-
ropaischen Marktinfrastrukturverordnung (European Market
Infrastructure Regulation — EMIR) vorgegebenen Meldungen
zur Erfassung des Over-the-Counter-Geschéfts. Die gesamte
Markthandelstatigkeit in der EU wird berechnet, indem ein
taglicher Durchschnitt des Bruttonennwerts aller borslich und
auBerbdrslich gehandelten Kontrakte binnen der drei voran-
gegangenen Jahre gebildet wird. Die Kalkulation fiir das Jahr
2018 bezieht sich also auf die Handelstatigkeit der Jahre 2015,
2016 und 2017.

Klimarisiken
FSB veroffentlicht neuen Fortschrittsbericht

Die Arbeitsgruppe fur die Offenlegung klimabedingter
Finanzinformationen (Task Force on Climate-related Financial
Disclosure — TCFD) des Finanzstabilitatsrats FSB hat Ende Sep-
tember einen Fortschrittsbericht verdffentlicht. Demnach hat
eine Mehrheit der bewerteten Unternehmen die von der in-
dustriegefiihrten TCFD im Juni 2017 veroffentlichten Empfeh-
lungen (siehe BaFinJournal Juli 2017) umgesetzt und ihre um-
weltbezogenen Finanzrisiken offengelegt. Die TCFD berichtet,
513 Firmen héatten angeben, dass sie die TCFD-Empfehlungen
unterstitzten. Diese sollen Marktteilnehmer anregen, Umwelt-
und Klimarisiken systematisch in ihr Risikomanagement und in
ihre Anlageentscheidungen einzubeziehen.

Marktliquiditat
ESMA-Papier veroffentlicht

Die Européische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde
ESMA hat sich in einem Arbeitspapier mit der Marktliqui-
ditat beschaftigt. Das Papier bietet einen Uberblick tiber
die Entwicklung der Marktliquiditat anhand verschiedener
Indikatoren. Mittels einer 6konometrischen Analyse bestimmt
die ESMA Treiber der Marktliquiditat und betrachtet, welchen
Einfluss die Ankaufprogramme der Européischen Zentralbank
(EZB) auf diese Treiber haben.
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https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/esma-updates-its-opinion-ancillary-activity-calculations
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02014L0065-20160701&rid=1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02014L0065-20160701&rid=1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32012R0648
http://www.fsb.org/2018/09/task-force-report-shows-momentum-building-for-climate-related-financial-disclosures/
https://www.fsb-tcfd.org/
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma50-165-651_wp_bond_liquidity.pdf

Bekannt-
machungen

Die amtlichen Veroffentlichungen
der BaFin.’

Anmeldung zum Dienstleistungsverkehr in Deutschland

American International Group UK Limited

Das britische Versicherungsunternehmen American
International Group UK Limited ist berechtigt, Uber seine
Hauptniederlassung in GroBbritannien in Deutschland das
Direktversicherungsgeschaft im Dienstleistungsverkehr in
folgenden Versicherungssparten und Risikoarten (Beziffe-
rung gemafB Anlage 1 zum VAG) aufzunehmen:

Nr. 1 Unfall

Nr.2 Krankheit

Nr. 3 Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge)
Nr.4 Schienenfahrzeug-Kasko

Nr.5 Luftfahrzeug-Kasko

Nr. 6 See-, Binnensee- und Flussschifffahrts-Kasko
Nr. 7 Transportguter

Nr.8 Feuer- und Elementarschaden

Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden

Nr. 11 Luftfahrzeughaftpflicht

Nr. 12 See-, Binnensee- und Flussschifffahrtshaftpflicht
Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht

Nr. 14 Kredit

Nr. 15 Kaution

Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste

Nr. 17 Rechtsschutz
Nr. 18 Beistandsleistungen zugunsten von Personen, die
sich in Schwierigkeiten befinden

Versicherungsunternehmen:

American International Group UK Limited (9512)
The AIG Building

58 Fenchurch Street

London EC3M 4AB

GROSSBRITANNIEN

VA 26-1 5000-GB-9512-2018/0001

Assurances Continentales (ASCO) NV/SA

Das belgische Versicherungsunternehmen Assurances
Continentales (ASCO) NV/SA ist berechtigt, sowohl tber
seine Hauptniederlassung in Belgien als auch Uber seine
Zweigniederlassungen in Italien, Frankreich, den Nieder-
landen und Spanien das Direktversicherungsgeschaft im
Dienstleistungsverkehr in Deutschland in folgenden Ver-
sicherungssparten und Risikoarten (Bezifferung gemaB
Anlage 1 zum VAG) aufzunehmen:

* Bekanntmachungen der Versicherungsaufsicht. Die amtlichen Veroffentlichungen der Banken- und Wertpapieraufsicht sind im Bundesanzeiger zu finden.
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Nr. 1 Unfall

Nr.4 Schienenfahrzeug-Kasko

Nr.6 See-, Binnensee- und Flussschifffahrts-Kasko

Nr. 7 Transportguter

Nr.8 Feuer- und Elementarschaden

Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden

Nr. 12 See-, Binnensee- und Flussschifffahrtshaftpflicht
Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht

Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste

Versicherungsunternehmen:

Assurances Continentales (ASCO) NV/SA (9510)
Entrepotkaai 5

2000 Antwerpen

BELGIEN

Anschrift der Zweigniederlassung in Italien:
Assurances Continentales (ASCO) NV/SA (9510)
Via Aristide de Togni 30 (Primo Piano)

20123 Mailand

ITALIEN

Anschrift der Zweigniederlassung in Frankreich:
Assurances Continentales (ASCO) NV/SA (9510)

1 Floor

6 boulevard Malesherbes

75008 Paris

FRANKREICH

Anschrift der Zweigniederlassung in den Niederlanden:
Assurances Continentales (ASCO) NV/SA (9510)

,De Rotterdam Building”

29th Floor, East Tower

Wilhelminakade 149a

3072 AP Rotterdam

NIEDERLANDE

Anschrift der Zweigniederlassung in Spanien:
Assurances Continentales (ASCO) NV/SA (9510)
Paseo de la Castellana 36-38

28046 Madrid

SPANIEN

VA 26-1 5000-BE-9510-2018/0001

Lloyd’s Insurance Company S.A.

Das belgische Versicherungsunternehmen Lloyd'’s Insurance
Company S.A. ist berechtigt, Uber seine Hauptniederlassung

in Belgien in Deutschland das Erst- und das Riickversi-
cherungsgeschéft im Dienstleistungsverkehr in folgenden
Versicherungssparten und Risikoarten (Bezifferung gemaB
Anlage 1 zum VAG) aufzunehmen:

Nr. 1 Unfall

Nr.2  Krankheit

Nr. 3 Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge)

Nr.4 Schienenfahrzeug-Kasko

Nr. 5 Luftfahrzeug-Kasko

Nr. 6 See-, Binnensee- und Flussschifffahrts-Kasko

Nr. 7 Transportguter

Nr.8 Feuer- und Elementarschaden

Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden

Nr. 10 Haftpflicht fir Landfahrzeuge mit eigenem Antrieb
a) Kraftfahrzeughaftpflicht
b) Haftpflicht aus Landtransporten

Nr. 11 Luftfahrzeughaftpflicht

Nr. 12 See-, Binnensee- und Flussschifffahrtshaftpflicht

Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht

Nr. 14 Kredit

Nr. 15 Kaution

Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste

Nr. 17 Rechtsschutz

Nr. 18 Beistandsleistungen zugunsten von Personen, die
sich in Schwierigkeiten befinden

Versicherungsunternehmen:

Lloyd's Insurance Company S.A. (9507)
Rue Royale 97

4th Floor

1000 Brussel

BELGIEN

VA 26-1 5000-BE-9507-2018/0001

Omnilife Insurance Company Limited

Das britische Versicherungsunternehmen Ominilife Insurance

Company Limited ist berechtigt, in Deutschland das
Direktversicherungsgeschéaft im Dienstleistungsverkehr in
folgenden Versicherungssparten und Risikoarten (Beziffe-
rung gemafB Anlage 1 zum VAG) aufzunehmen:

Nr. 19 Leben (soweit nicht unter den Nummern 20 bis 24
aufgefihrt)
Permanent Health

Versicherungsunternehmen:

Omnilife Insurance Company Limited (9511)
24 Chiswell Street

London EC1Y 4TY

GROSSBRITANNIEN

VA 26-1 5000-GB-9511-2018/0001
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Sl Insurance (Europe), SA

Das luxemburgische Versicherungsunternehmen Sl Insurance
(Europe), SA ist berechtigt, sowohl Uber seine Hauptnieder-
lassung in Luxemburg als auch ber seine Zweignieder-
lassungen in Belgien, Frankreich, Italien, Spanien und
GrofBbritannien das Direktversicherungsgeschaft im Dienst-
leistungsverkehr in Deutschland in folgenden Versicherungs-
sparten und Risikoarten (Bezifferung gemaR Anlage 1 zum
VAG) aufzunehmen:

Nr. 1 Unfall

Nr.2 Krankheit

Nr. 3 Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge)

Nr.4 Schienenfahrzeug-Kasko

Nr. 5 Luftfahrzeug-Kasko

Nr. 6 See-, Binnensee- und Flussschifffahrts-Kasko

Nr. 7 Transportguter

Nr.8 Feuer- und Elementarschaden

Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden

Nr. 11 Luftfahrzeughaftpflicht

Nr. 12 See-, Binnensee- und Flussschifffahrtshaftpflicht

Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht

Nr. 14 Kredit

Nr. 15 Kaution

Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste

Nr. 18 Beistandsleistungen zugunsten von Personen, die
sich in Schwierigkeiten befinden

Versicherungsunternehmen:

Sl Insurance (Europe), SA (9513)
40, Avenue Monterey

2163 Luxemburg

LUXEMBURG

Anschrift der Zweigniederlassung in Belgien:
Sl Insurance (Europe), SA (9513)

Avenue Louise 283, Bte 10

1050 Brissel

BELGIEN

Anschrift der Zweigniederlassung in Frankreich:
Sl Insurance (Europe), SA (9513)

18 Rue Volney

75002 Paris

FRANKREICH

Anschrift der Zweigniederlassung in Italien:
Sl Insurance (Europe), SA (9513)

Via Larga 13

20122 Mailand

ITALIEN

Anschrift der Zweigniederlassung in Spanien:
Sl Insurance (Europe), SA (9513)

Calle Tarragona 149-157

Planta 6

Despacho No. 1

08014 Barcelona

SPANIEN

Anschrift der Zweigniederlassung in GroBbritannien:
Sl Insurance (Europe), SA (9513)

1st Floor

2 Minster Court

Mincing Lane

London EC3R 7BB

GROSSBRITANNIEN

| VA 26~ 5000-LU-9513-2018/0001

Anmeldung zum Nieder-
lassungsverkehr in
Deutschland

AXA France IARD S.A., Zweigniederlassung
Deutschland

Das franzdsische Versicherungsunternehmen AXA France
IARD S.A. hat in Deutschland eine Niederlassung mit

dem Namen AXA France IARD S.A., Zweigniederlassung
Deutschland errichtet. Das Unternehmen ist berechtigt,
den Geschéftsbetrieb in folgenden Versicherungssparten
und Risikoarten (Bezifferung gemaB Anlage 1 zum VAG) in
Deutschland aufzunehmen:

Nr. 1 Unfall
Nr.2 Krankheit
Nr. 3 Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge)
Samtliche Schaden an:
a) Kraftfahrzeugen
Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden
Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste
a) Berufsrisiken
g) Wertverluste
j) nichtkommerzielle Geldverluste
k) sonstige finanzielle Verluste

Als Hauptbevollmachtigter wurde Herr Konrad Bartsch
bestellt.
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Versicherungsunternehmen:
AXA France IARD S.A. (7595)
313 Terrasses de I'Arche
92727 Nanterre
FRANKREICH

Niederlassung:

AXA France IARD S.A., Zweigniederlassung
Deutschland (5218)

Martin-Behaim-StraBe 22

63263 Neu-Isenburg

Bevollméachtigter:
Konrad Bartsch

VA 26-1 5000-FR-5218-2018/0001

AXA France Vie S.A., Zweigniederlassung
Deutschland

Das franzosische Versicherungsunternehmen AXA France Vie
S.A. hat in Deutschland eine Niederlassung mit dem Namen
AXA France Vie S.A., Zweigniederlassung Deutschland errich-
tet. Das Unternehmen ist berechtigt, den Geschaftsbetrieb

in folgenden Versicherungssparten und Risikoarten (Beziffe-
rung gemafB Anlage 1 zum VAG) in Deutschland aufzuneh-
men:

Nr. 1 Unfall

Nr. 2 Krankheit

Nr. 19 Leben (soweit nicht unter den Nummern 20 bis 24
aufgefihrt)

Nr. 21 Fondsgebundene Lebensversicherung

Als Hauptbevollmachtigter wurde Herr Konrad Bartsch
bestellt.

Versicherungsunternehmen:
AXA France Vie S.A. (7775)
313 Terrasses de I'Arche
92727 Nanterre
FRANKREICH

Niederlassung:

AXA France Vie S.A,, Zweigniederlassung Deutschland (5219)
Martin-Behaim-StraBe 22

63263 Neu-Isenburg

Bevollméachtigter:
Konrad Bartsch

VA 26~ 5000-FR-5219-2018/0001

Lloyd’s Insurance Company S.A.,
Niederlassung fiir Deutschland

Das belgische Versicherungsunternehmen Lloyd's Insurance
Company S.A. hat in Deutschland eine Niederlassung mit
dem Namen Lloyd's Insurance Company S.A., Niederlassung
fur Deutschland errichtet. Das Unternehmen ist berechtigt,
den Betrieb des Erst- und des Riickversicherungsgeschafts
in folgenden Versicherungssparten und Risikoarten (Beziffe-
rung gemaf Anlage 1 zum VAG) in Deutschland aufzuneh-
men:

Nr. 1 Unfall

Nr.2  Krankheit

Nr. 3 Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge)

Nr.4 Schienenfahrzeug-Kasko

Nr. 5 Luftfahrzeug-Kasko

Nr. 6 See-, Binnensee- und Flussschifffahrts-Kasko

Nr. 7 Transportguter

Nr.8 Feuer- und Elementarschaden

Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden

Nr. 10 Haftpflicht fir Landfahrzeuge mit eigenem Antrieb
a) Kraftfahrzeughaftpflicht
b) Haftpflicht aus Landtransporten

Nr. 11 Luftfahrzeughaftpflicht

Nr. 12 See-, Binnensee- und Flussschifffahrtshaftpflicht

Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht

Nr. 14 Kredit

Nr. 15 Kaution

Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste

Nr. 17 Rechtsschutz

Nr. 18 Beistandsleistungen zugunsten von Personen, die
sich in Schwierigkeiten befinden

Als Hauptbevollmachtigter wurde Herr Jan Blumenthal
bestellt.

Versicherungsunternehmen:

Lloyd's Insurance Company S.A. (9507)
Rue Royale 97, 4th Floor

1000 Brissel

BELGIEN

Niederlassung:

Lloyd's Insurance Company S.A., Niederlassung fiir
Deutschland (5215)

Taunusanlage 11

60329 Frankfurt am Main

Bevollméchtigter:
Jan Blumenthal

VA 26~ 5000-BE-5215-2018/0001
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Erweiterung des Geschaftsbetriebes im Dienst-
leistungsverkehr

AXA ART Versicherung AG
VA 44-1 5079-LV-5077-2017/0001
Die BaFin hat der AXA ART Versicherung AG die Zu- VA 44-1 5079-LI-5077-2017/0001

stimmung erteilt, ihr Direktversicherungsgeschafts im VA 44-15079-LU-5077-2017/0001
Dienstleistungsverkehr auch tber ihre Niederlassung im VA 44-1 5079-MT-5077-2017/0001

Vereinigten Konigreich, sobald diese errichtet ist, in folgen- VA 44-1 5079-NO-5077-2017/0001
den Landern aufzunehmen: VA 44-| 5079-PL-5077-2017/0001

VA 44-1 5079-SE-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-SK-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-SI-5077-2017/0001

VA 44-1 5079-CZ-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-HU-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-CY-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-1T-5077-2017/0001

VA 44-1 5079-FR-5077-2017/0002

Belgien, Niederlande, Osterreich, Portugal, Spanien,
Danemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Island, Litauen, Liechtenstein, Lettland, Luxemburg,
Malta, Norwegen, Polen, Schweden, Slowakei, Slowenien,
Tschechien, Ungarn, Zypern, Italien

Die Zustimmung umfasst den Betrieb der folgenden Ver-
sicherungssparten und Risikoarten (Bezifferung gemaB
Anlage 1 zum VAG):

Provinzial Rheinland Versicherung AG

Nr.3  Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge) Die Versicherung der Sparkassen

Samtliche Schaden an:

a) Kraftfahrzeugen Die BaFin hat der Provinzial Rheinland Versicherung AG Die
Nr. 7 Transportglter Versicherung der Sparkassen die Zustimmung erteilt, ihr

Nr.8 Feuer und Elementarschaden
Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden

Direktversicherungsgeschaft im Dienstleistungsverkehr in

Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande,
Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste Osterreich und Spanien
Die Erlaubnis erstreckt sich auf den Betrieb der Erst- und um die folgende Versicherungssparte und Risikoart
Riickversicherung. (Bezifferung gemaB Anlage 1 zum VAG) zu erweitern:
Versicherungsunternehmen: Nr. 1 Unfall
AXA ART Versicherung AG (5077)
Colonia-Allee 10-20 Versicherungsunternehmen:
51067 Koéln Provinzial Rheinland Versicherung AG
Die Versicherung der Sparkassen (5095)
VA 44-1 5079-BE-5077-2017/0001 Provinzialplatz 1
VA 44-1 5079-NL-5077-2017/0001 40591 Diisseldorf

VA 44-1 5079-AT-5077-2017/0001

VA 44-1 5079-PT-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-ES-5077-2017/0001

VA 44-| 5079-EE-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-FI-5077-2017/0001

VA 44-] 5079-1E-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-1S-5077-2017/0001
VA 44-1 5079-LT-5077-2017/0001

VA 44-1 5079-DK-5077-2017/0001

VA 44-1 5079-GR-5077-2017/0001

VA 32-1 5079-BE-5095-2018/0001
VA 32-1 5079-FR-5095-2018/0001
VA 32-1 5079-1T-5095-2018/0001

VA 32-1 5079-LU-5095-2018/0001
VA 32-1 5079-NL-5095-2018/0001
VA 32-1 5079-AT-5095-2018/0001
VA 32-1 5079-ES-5095-2018/0001
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Erweiterung des Geschiaftsbetriebes im Niederlassungs-

verkehr

Allianz Global Corporate & Specialty SE

Die BaFin hat der Allianz Global Corporate & Specialty SE
die Zustimmung zur Errichtung einer Niederlassung in dem
nachstehenden weiteren Land erteilt:

Indien

Die Zustimmung umfasst den Betrieb der Riickversicherung
in folgenden Versicherungssparten und Risikoarten (Beziffe-
rung gemaf Anlage Teil 1 zum VAG):

Nr. 1 Unfall
Nr. 3 Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge)
Nr.4 Schienenfahrzeug-Kasko
Nr. 5 Luftfahrzeug-Kasko
Nr. 6 See-, Binnensee- und Flussschifffahrts-Kasko
Nr.7 Transportglter
Nr.8 Feuer- und Elementarschaden
Nr.9 Hagel-, Frost- und sonstige Sachschaden
Nr. 10 Haftpflicht fir Landfahrzeuge mit eigenem Antrieb
b) Haftpflicht aus Landtransporten
) sonstige

Nr. 11 Luftfahrzeughaftpflicht
Nr. 12 See-, Binnensee- und Flussschifffahrtshaftpflicht
Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht
Nr. 14 Kredit
Nr. 15 Kaution
Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste
d) Gewinnausfall
e) laufende Unkosten allgemeiner Art
f) unvorhergesehene Geschaftsunkosten
g) Wertverluste
h) Miet- oder Einkommensausfall
i) indirekte kommerzielle Verluste auBer
den bereits erwdhnten
j) nichtkommerzielle Geldverluste
k) sonstige finanzielle Verluste

Versicherungsunternehmen:

Allianz Global Corporate & Specialty SE (5370)
Koniginstrale 28

80802 Miinchen

| VA 41-1 5079-5370-2017/0010

Erweiterung des Geschaftsbetriebes im Dienstleistungs-

verkehr in Deutschland

ITAS- Instituto Trentino Alto Adige per
Assicurazioni Societa Mutua di Assicurazioni

Das italienische Versicherungsunternehmen ITAS- Instituto
Trentino Alto Adige per Assicurazioni Societa Mutua di
Assicurazioni ist berechtigt, in Deutschland das Direktver-
sicherungsgeschaft im Dienstleistungsverkehr in folgenden
weiteren Versicherungssparten und Risikoarten (Bezifferung
gemaB Anlage 1 zum VAG) aufzunehmen:

Nr. 6 See-, Binnensee- und Flussschifffahrts-Kasko
Nr. 16 Verschiedene finanzielle Verluste

Versicherungsunternehmen:

ITAS- Instituto Trentino Alto Adige per Assicurazioni
Societa Mutua di Assicurazioni (9397)

Piazza delle Donne Lavoratrici, 2

38123 Trento

ITALIEN

VA 26-1 5000-1T-9397-2018/0001
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La Parisienne Assurances S.A.

Das franzosische Versicherungsunternehmen La Parisienne

Assurances S.A. ist berechtigt, in Deutschland das Direktver-
sicherungsgeschéft im Dienstleistungsverkehr in folgenden
weiteren Versicherungssparten und Risikoarten (Bezifferung
gemaB Anlage 1 zum VAG) aufzunehmen:

Nr. 1 Unfall

Nr. 3 Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge)
Nr. 13 Allgemeine Haftpflicht

Nr. 17 Rechtsschutz

Versicherungsunternehmen:

La Parisienne Assurances S.A. (9445)
120-122, rue Reaumur

75002 Paris

FRANKREICH

VA 26~ 5000-FR-9445-2018/0001

Liberty Mutual Insurance Europe SE

Das britische Versicherungsunternehmen Liberty Mutual
Insurance Europe SE ist berechtigt, in Deutschland das
Direktversicherungsgeschéaft im Dienstleistungsverkehr in
folgenden weiteren Versicherungssparten und Risikoarten
(Bezifferung gemaB Anlage 1 zum VAG) aufzunehmen:

Nr. 1 Unfall
Nr. 2 Krankheit

Versicherungsunternehmen:

Liberty Mutual Insurance Europe SE (7013)
20 Fenchurch Street

London EC3M 3AW

GROSSBRITANNIEN

VA 26~ 5000-GB-7013-2018/0002

MAPFRE Espaia, Compaiiia de Seguros y
Reaseguros S.A.

Das spanische Versicherungsunternehmen MAPFRE Espaiia,
Compaiiia de Seguros y Reaseguros S.A. ist berechtigt, in
Deutschland das Direktversicherungsgeschaft im Dienst-
leistungsverkehr in folgenden weiteren Versicherungssparten
und Risikoarten (Bezifferung gemaB Anlage 1 zum VAG)
aufzunehmen:

Nr. 5 Luftfahrzeug-Kasko
Nr. 11 Luftfahrzeughaftpflicht

Versicherungsunternehmen:

MAPFRE Espafia, Compafiia de Seguros y Reaseguros S.A.
(9443)

C/Ctra. De Pozuelo

50 Majadahonda

28222 Madrid

SPANIEN

| VA 26~ 5000-ES-9443-2018/0002

Erweiterung des Geschaftsbetriebes im Niederlassungs-

verkehr in Deutschland

Liberty Mutual Insurance Europe SE
Direktion fiir Deutschland

Das britische Versicherungsunternehmen Liberty Mutual
Insurance Europe SE ist berechtigt, den Geschéftsbetrieb
seiner Niederlassung in Deutschland, Liberty Mutual
Insurance Europe SE Direktion fiir Deutschland, um folgende
Versicherungssparten und Risikoarten (Bezifferung gemaf
Anlage 1 zum VAG) zu erweitern:

Nr. 1 Unfall
Nr.2  Krankheit

Versicherungsunternehmen:

Liberty Mutual Insurance Europe SE (7013)
20 Fenchurch Street

London EC3M 3AW

GROSSBRITANNIEN

Niederlassung:

Liberty Mutual Insurance Europe SE
Direktion flr Deutschland (5028)
Im Mediapark 8

50670 Koéln

VA 26~ 5000-GB-5028-2018/0002
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Ubertragung eines Versicherungsbestandes

AXA ART Versicherung AG

Die BaFin hat durch Verfligung vom 4. Juni 2018 den Vertrag
vom 24./26. Januar 2018 genehmigt, durch den die AXA ART
Versicherung AG, Zirich, einen Versicherungsbestand auf
die AXA ART Versicherung AG, KolIn, mit der schweizerischen
Niederlassung, Gibertragen hat.

Ubertragendes Versicherungsunternehmen:
AXA ART Versicherung AG

AffolternstraBe 42

8050 Zdiirich

Ubernehmendes Versicherungsunternehmen:
AXA ART Versicherung AG (5077)
Colonia-Allee 10-20

51067 KoIn

VA 44-1 5000-5077-2017/0004

AXA Belgium S.A.

Unter Beteiligung der BaFin gemaB § 63 VAG hat das
belgische Versicherungsunternehmen AXA Belgium S.A. mit
Wirkung vom 4. Oktober 2018 einen Bestand an Versiche-
rungsvertrdgen, in denen auch in Deutschland belegene
Risiken bzw. eingegangene Verpflichtungen enthalten sind,
auf das franzosische Versicherungsunternehmen Portman
Insurance SE Ubertragen.

Ubertragendes Versicherungsunternehmen:
AXA Belgium S.A. (7300)

Place du Trone 1

1000 Brussel

BELGIEN

Ubernehmendes Versicherungsunternehmen:
Portman Insurance SE (7148)

61 rue Mstislav Rostropovitch

75017 Paris

FRANKREICH

VA 26~ 5000-BE-7300-2018/0001

AXA Insurance UK Plc

Unter Beteiligung der BaFin geméaB § 63 VAG hat das
britische Versicherungsunternehmen AXA Insurance UK
Plc mit Wirkung vom 1. Oktober 2018 einen Bestand an

Versicherungsvertragen, in denen auch in Deutschland
belegene Risiken bzw. eingegangene Verpflichtungen
enthalten sind, auf das britische Versicherungsunternehmen
RiverStone Insurance (UK) Limited Gbertragen.

Ubertragendes Versicherungsunternehmen:
AXA Insurance UK Plc (7909)

5 Old Broad Street

London EC2N 1AD

GROSSBRITANNIEN

Ubernehmendes Versicherungsunternehmen:
RiverStone Insurance (UK) Limited (9138)

Park Gate

161-163 Preston Road

Brighton

East Sussex BN1 6AU

GROSSBRITANNIEN

VA 26~ 5000-GB-7909-2018/0001

Friends Life Limited, Friends Life and Pensions
Limited und Aviva Investors Pensions Limited

Unter Beteiligung der BaFin gemaB § 63 VAG haben die
britischen Versicherungsunternehmen Friends Life Limited,
Friends Life and Pensions Limited und Aviva Investors
Pensions Limited mit Wirkung vom 1. Oktober 2017 ihren
Bestand an Versicherungsvertragen, in denen auch in
Deutschland belegene Risiken bzw. eingegangene Verpflich-
tungen enthalten sind, auf die britischen Versicherungs-
unternehmen Aviva Life and Pensions UK Limited und Aviva
Life Pension Trustees UK Limited lbertragen.

Ubertragende Versicherungsunternehmen:
Friends Life Limited (9283)

Pixham End

Dorking RH4 1QA

GROSSBRITANNIEN

Friends Life and Pensions Limited (9149)
Pixham End

Dorking RH4 1QA

GROSSBRITANNIEN

Aviva Investors Pensions Limited
1 Undershaft

London EC3P 3DQ
GROSSBRITANNIEN
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Ubernehmende Versicherungsunternehmen:
Aviva Life and Pensions UK Limited (7459)
Wellington Row

York

North Yorkshire YO90 1TWR
GROSSBRITANNIEN

Aviva Life Pension Trustees UK Limited

VA 26-1 5000-GB-9283-2017/0001

RiverStone Insurance Limited

Unter Beteiligung der BaFin geméaB § 63 VAG hat das
britische Versicherungsunternehmen RiverStone Insurance
Limited mit Wirkung vom 28. September 2018 einen Bestand
an Versicherungsvertragen, in denen auch in Deutschland
belegene Risiken bzw. eingegangene Verpflichtungen
enthalten sind, auf das britische Versicherungsunternehmen
RiverStone Insurance (UK) Limited Ubertragen.

Ubertragendes Versicherungsunternehmen:
RiverStone Insurance Limited (7820)

Park Gate

161-163 Preston Road

Brighton

East Sussex BN1 6AU

GROSSBRITANNIEN

Ubernehmendes Versicherungsunternehmen:
RiverStone Insurance (UK) Limited (9138)

Park Gate

161-163 Preston Road

Brighton

East Sussex BN1 6AU

GROSSBRITANNIEN

VA 26-1 5000-GB-7820-2018/0001

Solicitors Indemnity Mutual Insurance
Association Limited

Unter Beteiligung der BaFin gemaB § 63 VAG hat das
britische Versicherungsunternehmen Solicitors Indemnity
Mutual Insurance Association Limited mit Wirkung vom

30. September 2018 seinen Bestand an Versicherungsver-
trdgen, in denen auch in Deutschland belegene Risiken

bzw. eingegangene Verpflichtungen enthalten sind, auf das
britische Versicherungsunternehmen R&Q Gamma Company
Limited Gbertragen.

Ubertragendes Versicherungsunternehmen:

Solicitors Indemnity Mutual Insurance Association Limited
(7804)

90 Fenchurch Street

London EC3M 4ST

GROSSBRITANNIEN

Ubernehmendes Versicherungsunternehmen:
R&Q Gamma Company Limited

71 Fenchurch Street

London EC3M 4BS

GROSSBRITANNIEN

VA 26-1 5000-GB-7804-2018/0001

Swiss Re International SE

Unter Beteiligung der BaFin geméaB § 63 VAG hat das
luxemburgische Versicherungsunternehmen Swiss Re
International SE mit Wirkung vom 1. Januar 2018 einen
Bestand an Versicherungsvertragen seiner Niederlassung in
den Niederlanden, in denen auch in Deutschland belegene
Risiken bzw. eingegangene Verpflichtungen enthalten sind,
auf die niederlandische Niederlassung des liechtensteini-
schen Versicherungsunternehmens Elips Life AG Ubertragen.

Ubertragendes Versicherungsunternehmen:
Swiss Re International SE (7105)

2A rue Albert Borschette

1246 Luxemburg

LUXEMBURG

Ubernehmendes Versicherungsunternehmen:
Elips Life AG (9155)

Landstrasse 40

9495 Triesen

LIECHTENSTEIN

| VA 26-1 5000-LU-7105-2017/0001

Verschmelzung
AXA ART Insurance UK SE

Die BaFin hat gemal § 14 VAG durch Verfligung vom

14. August 2018 die Verschmelzung der AXA ART Insurance
UK SE als Ubertragende Gesellschaft und der AXA ART Ver-
sicherung AG als ibernehmende Gesellschaft genehmigt.
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Ubertragendes Versicherungsunternehmen:
AXA ART Insurance UK SE (5192)
Colonia-Allee 10-20

51067 KdIn

Ubernehmendes Versicherungsunternehmen:
AXA ART Versicherung AG (5077)
Colonia-Allee 10-20

51067 KoIn

| VA 44-1 5000-5077-2017/0003

Namensanderung
Tryg Forsikring A/S

Die zum Niederlassungsverkehr in Deutschland gemeldete
danische Tryg Forsikring A/S hat den Namen ihrer Nieder-
lassung in Deutschland geandert.

Bisheriger Name:

Tryg Forsikring A/S (5196)
Millerntorplatz 1

20359 Hamburg

Neuer Name/Anschrift:

Tryg Deutschland, Niederlassung der Tryg Forsikring A/S
(5196)

Am Sandtorkai 23/24

20457 Hamburg

| VA 26-1 5000-DK-5196-2018/0001

Anderung der Rechtsform
Liberty Mutual Insurance Europe Limited

Die zum Dienstleistungsverkehr in Deutschland gemeldete
Liberty Mutual Insurance Europe Limited hat ihre Rechtsform
in Liberty Mutual Insurance Europe SE geandert.

Bisheriger Name/Anschrift:

Liberty Mutual Insurance Europe Limited (7013)
20 Fenchurch Street

London EC3M 3AW

GROSSBRITANNIEN

Neuer Name/Anschrift:

Liberty Mutual Insurance Europe SE (7013)
20 Fenchurch Street

London EC3M 3AW

GROSSBRITANNIEN

VA 26~ 5000-GB-7013-2018/0001

Liberty Mutual Insurance Europe Limited
Direktion fiir Deutschland

Die zum Niederlassungsverkehr in Deutschland gemeldete
Liberty Mutual Insurance Europe Limited Direktion fir
Deutschland hat ihre Rechtsform in Liberty Mutual Insurance
Europe SE Direktion fiir Deutschland geandert.

Bisheriger Name/Anschrift:

Liberty Mutual Insurance Europe Limited
Direktion fiir Deutschland (5028)

Im Mediapark 8

50670 Kéln

Neuer Name/Anschrift:

Liberty Mutual Insurance Europe SE
Direktion fiir Deutschland (5028)
Im Mediapark 8

50670 Koéln

| VA 26~ 5000-GB-5028-2018/0001

Erloschen der Erlaubnis
RS Reiseschutz Versicherungs AG

Die der RS Reiseschutz Versicherungs AG erteilte Erlaubnis
zum Geschaftsbetrieb ist am 13. Februar 2018 erloschen.

Der Rechtsnachfolgerin des Unternehmens, der Reiseschutz
S.A., mit Sitz in Caransebes, Rumaénien, wurde keine Erlaubnis
zum Geschéftsbetrieb erteilt. Sie besitzt keine aufsichtsrecht-
liche Genehmigung, in Deutschland das Versicherungsge-
schéft zu betreiben.

Die BaFin ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die der RS Reise-
schutz Versicherungs AG erteilte Erlaubnis fir den gesamten
Geschéftsbetrieb am 13. Februar 2018 infolge des Wegfalls
des Rechtssubjektes erloschen ist.

Die Bestellung des Sonderbeauftragten, Herrn Ulrich
Remmert, hat sich damit erledigt.
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Versicherungsunternehmen:

RS Reiseschutz Versicherungs AG (5901)
Unter den Linden 12

10117 Berlin

VA 11-1 5000-5901-2018/0001

Beendigung der Liquidation
European Specialty Riickversicherung AG

Die Liquidation der European Specialty Rickversicherung AG
ist beendet. Die Gesellschaft ist erloschen.

Versicherungsunternehmen:

European Specialty Riickversicherung AG (6974)
Hohscheider StraBe 116

42699 Solingen

| VA 45-1 5000-6974-2018/0001

Einstellung des Geschaftsbetriebes im Dienstleistungs-

verkehr in Deutschland

Friends Life Limited

Das britische Versicherungsunternehmen Friends Life
Limited hat in Deutschland sein gesamtes Direktversiche-
rungsgeschéft im Dienstleistungsverkehr eingestellt.

Versicherungsunternehmen:
Friends Life Limited (9283)
Pixham End

Dorking RH4 1QA
GROSSBRITANNIEN

VA 26~ 5000-GB-9283-2017/0001

Friends Life and Pensions Limited

Das britische Versicherungsunternehmen Friends Life and
Pensions Limited hat in Deutschland sein gesamtes Direkt-
versicherungsgeschaft im Dienstleistungsverkehr eingestellt.

Versicherungsunternehmen:

Friends Life and Pensions Limited (9149)
Pixham End

Dorking RH4 1QA

GROSSBRITANNIEN

VA 26-1 5000-GB-9283-2017/0001

RiverStone Insurance Limited

Das britische Versicherungsunternehmen RiverStone
Insurance Limited hat in Deutschland sein gesamtes Direkt-
versicherungsgeschaft im Dienstleistungsverkehr eingestellt.

Versicherungsunternehmen:
RiverStone Insurance Limited (7820)
Park Gate

161-163 Preston Road

Brighton

East Sussex BN1 6AU
GROSSBRITANNIEN

VA 26~ 5000-GB-7820-2018/0001

Solicitors Indemnity Mutual Insurance
Association Limited

Das britische Versicherungsunternehmen Solicitors
Indemnity Mutual Insurance Association Limited hat in
Deutschland sein gesamtes Direktversicherungsgeschaft im
Dienstleistungsverkehr eingestellt.

Versicherungsunternehmen:
Solicitors Indemnity Mutual Insurance
Association Limited (7804)

90 Fenchurch Street

London EC3M 4ST
GROSSBRITANNIEN

VA 26~ 5000-GB-7804-2018/0001
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Sparkassen Versicherung Aktiengesellschaft

Das Osterreichische Versicherungsunternehmen Sparkassen
Versicherung Aktiengesellschaft hat im Zuge einer Fusion
mit dem &sterreichischen Versicherungsunternehmen
Wiener Stadtische Versicherung AG Vienna Insurance Group
in Deutschland sein gesamtes Direktversicherungsgeschaft
im Dienstleistungsverkehr eingestellt.

Versicherungsunternehmen:

Sparkassen Versicherung Aktiengesellschaft (7346)
WipperlingerstraBe 36-38

1010 Wien

OSTERREICH

VA 26-1 5000-AT-7346-2018/0001
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Bezug

Das BaFinJournal® erscheint jeweils zur Monatsmitte auf der
Internetseite der BaFin. Mit dem Abonnement des Newsletters
der BaFin werden Sie tber das Erscheinen einer neuen Aus-
gabe per E-Mail informiert. Den BaFin-Newsletter finden Sie
unter: www.bafin.de » Newsletter.

Disclaimer

Bitte beachten Sie, dass alle Angaben sorgféltig zusammen-
gestellt worden sind, jedoch eine Haftung der BaFin fur die
Vollstandigkeit und Richtigkeit der Angaben ausgeschlossen ist.

AusschlieBlich zum Zweck der besseren Lesbarkeit wird im
BaFinJournal auf die geschlechtsspezifische Schreibweise ver-
zichtet. Alle personenbezogenen Bezeichnungen sind somit
geschlechtsneutral zu verstehen.

* Der nichtamtliche Teil des BaFinJournals unterliegt dem
Urheberrecht. Nachdruck und Verbreitung sind nur mit schrift-
licher Zustimmung der BaFin — auch per E-Mail — gestattet.

BaFin Journal | Oktober 2018

Impressum | 43


www.bafin.de
mailto:journal@bafin.de
www.werksfarbe.com
https://www.bafin.de/dok/7844556

	Inhaltsverzeichnis
	Allgemeine ­Sorgfaltspflichten 
	Eilantrag gegen BaFin ­abgelehnt 

	Algorithmen als Täter
	IT-Aufsicht
	Interview
	MaRisk
	Warenderivate
	BaFinPerspektives
	Zielmarkt
	Solvabilitätsverordnung
	Geldwäschebekämpfung 
	Verbraucher
	Sicherungssysteme 
	BaFin-Verbraucherbeirat
	Anleger
	Warnung
	Fehlende Zulassung
	Untersagung
	Hinweis
	Untersagung
	Einstellung
	Abwicklung unerlaubter Geschäfte
	Zahlungskontengesetz
	Product Governance

	Internationales
	Vor-Ort-Prüfungen
	Kapitalanlagen
	Liquiditätsrisiko
	Nebentätigkeitsausnahme
	Klimarisiken
	Marktliquidität

	Bekannt­machungen

